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Heinz Märtin


geboren 1948 in Friedrichroda (Thüringen), Berufsabschluss: Diplom-Ingenieurökonom. Ich bin seit 2003 als freiberuflicher Unternehmens-und Existenzgründungsberater und seit einem späteren Zeitpunkt zusätzlich als Autor und Verleger für den Verlag Gesellschaft, Wirtschaft und Leben tätig. Vor 2003 war ich nach meiner Schul- bzw. Berufsausbildung in verschieden Tätigkeiten mit betriebswirtschaftlicher Ausrichtung und u. a. als Dozent bzw. Lehrbeauftragter in Sachsen-Anhalt, Thüringen sowie in Mecklenburg–Vorpommern wirksam.




1. Einleitung


Unter Berücksichtigung der aktuellen Situation auf unserem Planeten und auch in Deutschland habe ich mich entschlossen, die ursprünglich vorgesehene Aktualisierung meines vorherigen Buchs „So kann es mit unserer Lebensweise nicht weitergehen. Unsere westliche Lebensweise erfordert dringend Kurskorrekturen für ein Weiterbestehen unseres Planeten Erde und für uns selbst als Menschen.“ aus berechtigten Gründen nicht mehr durchzuführen. Dies wäre durch zwischenzeitlich eingetretene Zeitereignisse, die ab Januar 2919 in nicht geringem Maße aufgetreten sind, erforderlich gewesen.


Ich halte es für erforderlich, gleich einen Teil der für notwendig gehaltenen Punkte zur Thematik dieses Buches, das ich in der 1. Auflage im September 2020 beendet hatte – beginnend ab Mitte November 2020 – zu schreiben und – im Dezember 2020 – die 2. Auflage des Buches zu beenden. Der Grund zur Erarbeitung der 2. Auflage lag u. a. in der notwendigen Aktualisierung, erforderlichen Ergänzungen und notwendigen Form- und Coververänderungen.


Zwischenzeitlich ist noch der für die Menschen hochansteckende Corona–Virus mit seinen schwerwiegenden Folgen für die gesamte Menschheit auf Grund seiner pandemischen Ausbreitung hinzugekommen. Dieser Virus macht vor Ländergrenzen keinen Halt. Wegen der hohen Gefahren, die unmittelbar für die Menschheit sowie für den Einzelnen bevorstehen können, überlagert dieses Problem zusätzlich die erheblichen Schwierigkeiten und Folgen, die durch die zunehmende Erderwärmung eintreten können. Da die möglichen Folgen alle Menschen dieses Erdballs betreffen können, kann und muss die Menschheit lernen, dass dieses schwierige Problem für uns alle besteht, ähnlich, wie die Folgen der zunehmenden Erderwärmung und andere schwerwiegende Folgen für unser Klima. Wir müssen dadurch mehr als bisher lernen, dass wir alle in einem Boot sitzen und nicht vorrangig die Interessen des Einzelnen sehen. Es braucht unbedingt einen höheren Gemeinsinn und mehr ein Denken, das vom Ich zum Wir übergeht. Auch deshalb müssen wir uns sehr umstellen und auf viele liebgewonnene Beschäftigungen, Handlungen und Gewohnheiten im Interesse des Gemeinwohls verzichten. Die Staaten sollten auch dringende Verbote, Weisungen und Unterlassungen, die durch die zunehmende Erderwärmung und durch die Pandemie in vielen Ländern der Welt erforderlich sind, treffen. Viele Menschen, die bisher vorrangig die Verwirklichung ihrer eigenen Interessen gesehen haben, werden durch die aufkommenden Gefahren für die Gesundheit auf eine mögliche Mortalität sowie auf ihre Endlichkeit verwiesen. Nach der Entstehung dieses Virus hat man viel zu lange gewartet und auf den fachlichen Rat mancher Fachexperten oft zu spät und unzureichend reagiert. Die objektiven Erfordernisse bezüglich einer Vorratshaltung wurden nicht genügend beachtet. Viele andere Länder, auch in Europa, können im Pandemiefall allein verbindlich für ihr gesamtes Gebiet die erforderlichen Maßnahmen trotz teilweise föderaler Strukturen anordnen. In Deutschland war es bisher üblich, dass die notwendigen Maßnahmen für das gesamte Bundesland nur von den einzelnen Bundesländern durch die föderalen Strukturen angeordnet wurden. In solch einer Situation, wie zu einer von der Welt-Gesundheitsorganisation (WHO) für die ganze Welt zugrunde gelegten Pandemie, geht üblicherweise für dringend erforderliche Maßnahmen wertvolle Zeit verloren. Da kann man nicht jedes Bundesland sowie jede einzelne Region eines Landes fragen, ob die Maßnahmen für sie nun angeordnet und somit für die Bürger wirksam werden. Da die Infektionen und die dadurch trotz vielfacher Vorerkrankungen sich ergebende viel schnellere Mortalität bezüglich der Folgen des Corona-Virus bisher in den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich waren, war dieses Vorgehen zum damaligen Zeitpunkt richtig und zum Teil positiv bemerkbar. Die sich daraus ergebenden möglichen unterschiedlichen zeitlichen Abläufe und Maßnahmen in den einzelnen Bundesländern konnten besser beachtet werden. Dadurch konnten die einzelnen Bundesländer in Deutschland die Entscheidungen über die zeitlichen Abläufe und Maßnahmen für ihr Bundesland vorrangig allein treffen. Es entstand jedoch ein erheblicher föderaler Flickenteppich, weil die einzelnen Bundesländer wegen des unterschiedlichen Infektionsverhaltens oft verschiedene Festlegungen für ihr Bundesland getroffen haben. Für den jeweiligen Bürger der einzelnen Bundesländer war es dann oft schwer, die Übersicht zu behalten, welche konkreten Regelungen für das betreffende Bundesland bestanden bzw. bestehen. Inzwischen ist festzustellen, dass manche ostdeutsche Bundesländer, wie im besonderen Maße Sachsen, im erhöhten Maße im Gegensatz zu bisher erhöhte Infektionszahlen zu verzeichnen haben. Ein wesentlicher Grund dieser hohen Infektionszahlen in Sachsen könnte am hohen Pendelverkehr nach Tschechien und Polen liegen, da diese beiden Länder gemessen an ihrer Gesamtbevölkerung besonders hohe Infektionszahlen aufweisen und zum Teil am nicht infektionsschutzgerechten Verhalten mancher Menschen aus diesem Bundesland. Auch der Einkauf von Benzin und Diesel und auch zum Teil preiswerteren Lebensmitteln, die insbesondere ein Teil der sächsischen Bevölkerung in Tschechien und Polen gekauft hat, haben wegen der damit verbundenen hohen Kontaktanzahl mit Menschen aus diesen Ländern wegen deren relativ hohen Infektionszahlen zu besonders hohen Infektionszahlen in manchen Gebieten Sachsens, die nicht weit von den genannten Ländern entfernt lagen, für das Bundesland Sachsen geführt. Ein nicht geringer Einfluss auf die hohen Infektionszahlen des Bundeslandes Sachsen ist auch in einem gewissen Umfang im nicht infektionsschutzgerechten sorglosen Verhalten mancher Menschen aus diesem Bundesland begründet.


Der gegenwärtig sehr hohe Grad der Infizierten und leider auch der Toten durch die Pandemie verlangte jedoch ein einheitliches Vorgehen der gesamten Bundesrepublik bezüglich der Lockdown-Beschlüsse. Es darf nicht weiter wertvolle Zeit für die Durchführung dringend erforderlicher Maßnahmen verloren gehen. Notgedrungen mussten auf Grund der Corona-Infektions- und -Sterbefälle durch die Bundesregierung für alle Menschen in der Bundesrepublik Deutschland geltende notwendige Maßnahmen entschieden werden.


Andere Länder treffen trotz auch bei ihnen vorhandener föderaler Strukturen im Fall einer menschheitsbedrohenden Pandemie im Vergleich zu Deutschland teilweise oft sehr abweichende Entscheidungen. Man muss hierbei beachten, dass es bei der Realisierung der Maßnahmen auf jeden Tag ankommt.


Die Regelung, dass das Gesundheitswesen privatisiert wurde und man insbesondere nach ökonomischen Kriterien handelt, wirkt sich nicht nur in Zeiten des Corona-Virus negativ auf die betreffenden Patienten aus. Dass wichtige Erfordernisse im Gesundheitswesen und in der Pharmazie im Interesse der Kostensenkung sowie der Erreichung der Profitmaximierung nach wie vor gesehen werden, kann im Interesse der betroffenen Bürger und der wichtigen Versorgungssicherheit nicht befriedigen. Man kann nicht solche Rabattverträge für das Gesundheitswesen abschließen, dass einzig und allein Demjenigen der Auftrag gegeben wird, der am kostengünstigen das jeweilige Produkt herstellt. Gerade unter den aktuellen Gegebenheiten des Entstehens des Corona–Virus und der weltweiten Folgen fällt diese Strategie im derzeitigen Gesundheitswesen und in der Pharmazie im besonderen Maße negativ ins Gewicht. Im besonderen Maße sind diese wichtige Leistungserbringer in der Medikamentenherstellung sowie -beschaffung zu sehen. In der Nutzwertanalyse muss man viele Kriterien in der Belieferung beachten und bewerten und kann dabei nicht nur darauf setzen, wer am billigsten liefern kann. Es müssen bei der Lieferung unbedingt im besonderen Maße bei der Versorgungssicherheit bei den Medikamenten oder anderen medizinischen Produkten die anderen wichtigen Parameter der Versorgungssicherheit ebenfalls beachtet werden. Man kann deshalb nicht nur allein die Entscheidung auf Kostenbasis treffen. Die Menschen erfahren auch, was sie bisher nicht kannten, dass sich auch Probleme aus der nicht ausreichenden Aufrechterhaltung der Versorgung ergeben können. Bei Manchen führt dies auch zum Nachdenken, ob ihre bisher gewohnte Lebensweise richtig ist und nicht im Interesse Aller verändert werden muss. Die entstehenden negativen Auswirkungen auf unsere Wirtschaft und unseren Lebensstandard und die gegenwärtig angewandten Methoden des wirtschaftlichen Handelns erfordern ein dringendes Umdenken.


Unser Handeln ist vorrangig von Profitinteressen vieler wirtschaftlicher Akteure, insbesondere in den Industriestaaten der westlichen Welt geprägt. Die notwendige ausreichende Versorgungssicherheit muss trotz der gegenwärtig vorherrschenden Globalisierung unbedingt in allen Ländern gesichert werden. Unsere übergroße Globalisierung, die wir vorrangig zum Gegenstand unseres Handelns gemacht haben, gehört wegen den sich ergebenden hohen Abhängigkeiten gegenüber einzelnen Ländern in Auswertung der Corona-Problematik unbedingt auf den Prüfstand. Oft betrifft dies lebenswichtige Erzeugnisse, die für unser zukünftiges Handeln von großer Bedeutung sind.


Die Versorgungssicherheit muss durch die Schaffung dringend notwendiger Stör-bzw. Notreserven, die immer und jederzeit zur Verfügung stehen müssen, gewährleistet sein. Diese Reserven müssen unbedingt für die betreffenden Bereiche, für die eine solche Störreserve gebildet werden muss, zur Verfügung gehalten werden. Die Versorgungssicherheit ist viel wichtiger, als nur die Effektivität und Kostengründe bzw. die Wirtschaftlichkeit zu sehen.


Man weiß noch nicht, wie lange die Corona–Folgen bestehen bleiben. Es ist auch noch völlig unklar, wie lange die zweite Welle anhält und ob sich dieser für die Menschen hochansteckende Virus in einer noch höheren Dimension bestehen bleibt oder – wie in Großbritannien oder einigen anderen Ländern auf der Welt – schon Mutationen gebildet hat. Auch in Deutschland besteht gegenwärtig ein verhaltener Optimismus durch die Zertifizierung der mit ihren Corona-Impfstoffen zugelassenen Hersteller und die ab dem 27.12. 2020 für einige sehr wichtige Personengruppen beginnende Impfung. Wir müssen jedoch bei Erreichung eines erfolgreichen Verlaufs der Anwendung der betreffenden Impfstoffe davon ausgehen, dass eine mögliche Impfung von allen Denjenigen, die sich in Deutschland impfen lassen, relativ lange dauern würde. Man muss, auch weil bisher nicht genügend Impfstoff in Deutschland zur Verfügung steht, wahrscheinlich mit mindestens ca. einem Jahr rechnen, bis alle Impfwilligen in Deutschland geimpft sind.


Weil sich manche Menschen, auch in Deutschland, aus den verschiedensten Gründen nicht impfen lassen wollen und auch Vorbehalte gegenüber einer möglichen Corona-Impfung haben, ist es leider zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht klar, ob die erforderliche Durchimpfungsrate der Bevölkerung in Deutschland erreicht werden kann.


Es sind gewaltige Veränderungen, die wir heute bereits schon in vielerlei Hinsicht bezüglich der Auswirkungen des Corona-Virus merken oder die noch auf uns zukommen, schon bisher eingetreten. Wir müssen uns in unserem Verhalten, in unserer Lebensweise sowie in der Betreibung unserer Wirtschaft und in unserer gesamten Gesellschaft rechtzeitig auf die dadurch ebenfalls notwendigen Veränderungen einstellen.


Die aktuelle gegenwärtige Situation ist – bezogen auf unser Klima und die entstehende Erderwärmung – bereits zunehmend so schlimm geworden, dass im Interesse des Erhalts der Menschheit die notwendigen Sofortmaßnahmen dringend eingeleitet werden müssen. Es ist nicht ausreichend, die Maßnahmen nur auf dem Papier zu nennen, diese aber nicht oder nur unzureichend zu realisieren. Die gegenwärtigen in Deutschland und auf der ganzen Welt beschlossenen Vorschläge sowie vereinbarten Maßnahmen zum Schutz des Klimas sind in keiner Weise als ausreichend anzusehen. Sie beachten die dringenden zeitlichen Erfordernisse in völlig unzureichender Art und Weise. Wir stehen, wie allgemein bekannt, vor so einer für die Menschheit wichtigen Situation, dass wir uns ein "Weiter so" in keiner Weise mehr erlauben können.


Es bestehen eine Reihe von Kipppunkten, die, wenn wir jetzt nicht ausreichend handeln, nicht mehr zu beheben sind. Die Erderwärmung wird sich dann wesentlich über 2 Grad Celsius entwickeln. Wegen den immer mehr ansteigenden Temperaturen auf der Erde kann eine Nichtbeachtung sowie ein nicht aktives gemeinsames Handeln zu einer dann kaum noch zu verhindernden negativen Spirale führen. Die dadurch entstehenden Auswirkungen können die Menschen und auch die Tiere wahrscheinlich nicht mehr bewältigen. Sie werden auf der Erde unter solchen sich dann entwickelnden Temperaturen wohl kaum mehr auf Dauer leben können. Die Lebewesen sind auf solche sich entwickelnde Temperaturanstiege nicht eingerichtet. Eine hohe Erderwärmung und die dadurch hervorgerufenen Lebensbedingungen führen zu diesem erheblichen Problem für die Menschheit. Wir haben im Zusammenhang mit der Ansteckungsgefahr durch den Corona–Virus für die Menschen vielfältige Verbotsmaßnahmen zeitweilig festgelegt und dadurch für diese Zeit in Übereinstimmung mit den Regelungen des Grundgesetzes bestimmte Grundrechte wegen der Pandemie außer Kraft gesetzt.


Da zur Rettung des Klimas eine dringende Notwendigkeit zu einem nicht weiteren Anstieg der Erderwärmung über die wahrscheinlich objektiv unvermeidbare Größe von 1,5 bis 2,0 Grad Celsius besteht und die erforderlichen Maßnahmen relativ schnell eingeleitet werden müssen, sollte man jetzt nicht nur die angezeigten teilweisen Verzichtsmaßnahmen, sondern auch Verbotsmaßnahmen durchführen. Durch die Probleme des notwendigen durch die Folgen des Corona–Virus erforderlichen Verzichts und des dadurch nicht in dem bisherigen Maße so hohen Verbrauchs von Erzeugnissen bzw. Produkten, die CO2 oder andere Treibstoffgase emittieren, konnte die Emittierung von Treibhausgasen gegenüber dem Stand vor dem Corona–Virus um ca. 6 Prozent weltweit reduziert werden.


Vielleicht können wir unter diesen Gegebenheiten, wenn wir nicht weiter in einem solchen Konsumüberfluss wie bisher leben, auch ggf. noch unsere klimapolitischen Zielstellungen, die wir uns bis zum Ablauf des Jahres 2020 gestellt haben, noch erfüllen. Daraus ist zu ersehen, welche Auswirkungen ein gewisser Verzicht auf die Reduzierung hat, ohne die Wirkungen der viel umfangreicher zu schaffenden Klimaneutralität zu betrachten. Es wird aber für die Klimaerfordernisse nicht ausreichen, dass wir nur diesen eventuell nur zeitweiligen Konsumverzicht durchführen.


Deshalb müssen wir alles tun, dass sich die Erderwärmung nur um 1,5 Grad bzw. höchstens um 2 Grad erhöht. Ein weiteres aktives Wirksamwerden der Kipppunkte muss verhindert werden. Um dies zu erreichen, müssen wir unbedingt unsere gegenwärtige Lebensweise gewaltig ändern.


Gemäß dem Wikipedia-Eintrag „Kippelemente im Erdklimasystem“ unter dem Link https://de.wikipedia.org/wiki/Kippelemente_im_Erdklimasystem bestehen solche Kipppunkte für unsere Erde gemäß den bisher identifizierten möglichen Kippelementen darin:


"




	Abschmelzen des arktischen Meereises


	Abschmelzen des Grönländischen Eisschilds


	Abschmelzen des Westantarktischen Eisschildes


	Erlahmen der atlantischen thermohalinen Zirkulation


	Störung der Südpazifischen Klima-Osziliation und Verstärkung des El Niño-Phänomens


	Methan- und Kohlendioxidemission aus tausenden Permafrostböden


	Rückgang der Netto- Produktivität der Biosphäre"





Die Kippunkte können durch geringe äußere Einflüsse bereits wirksam werden und zum Teil zu unumkehrbaren Folgen für die Menschen und damit für unseren Planeten führen. Der bekannte Klimaforscher Hans Joachim Schellnhuber hat noch weitere Kippunkte für unseren Planeten genannt, die auch noch zusätzlich zu den bisher Genannten bestehen:


"




	Zusammenbruch des indischen Sommermonsuns


	Entwaldung des tropischen Regenwaldes


	Rückgang borealer Wälder“





Weitere potenzielle Kippelemente stellen gemäß den Ausführungen des Internet-Lexikons "Wikipedia" ebenfalls noch dar:


"




	Schwinden der tibetischen Gletscher


	
Methan-Ausgasung aus den Ozeanen und aus anderen Methanhydrat-Lagerstätten


	Methan- und Kohlendioxidemissionen aus tausenden Dauerfrostböden


	Austrocknen des nordamerikanischen Südwestens


	Abschwächung der marinen Kohlenstoffpumpe


	Absterben von Korallenriffen


	Destabilisierung des Jetstreams (sowie des Monsuns) erhöht die Wahrscheinlichkeit von heftigen Fluten und Dürren


	Auflösung niedriger Schichten aus Stratocumuluswolken über dem subtropischen Meer bei CO2–Konzentrationen um 1200 ppm“





Der aktuelle Stand des Wirkens der Kipppunkte auf unseren Planeten ist insbesondere durch die zunehmende Wirkung der steigenden Erderwärmung äußerst besorgniserregend. Wir können auf den Zuwachs der weiteren Erderwärmung nur den möglichen Einfluss nehmen, wenn wir sofort handeln und alles noch Menschenmögliche unternehmen, um das weitere Anwachsen der Erderwärmung zu verringern.


Leider haben viele Menschen auf unserem Planeten noch nicht ausreichend die sehr hohe Dringlichkeit der Verhinderung des weiteren beträchtliches Anstiegs der Erderwärmung verinnerlicht. In unser aller Interesse muss unser Ziel die Verringerung der Beeinflussung der Kipppunkte auf unsere Erde und die Beseitigung der Klimaprobleme sein. Nur so können wir dazu beitragen, dass nicht solch eine hohe Übersäuerung unserer Meere, das damit verbundene Korallenschrumpfen bzw. Korallensterben, die erhebliche Erhöhung der Meeresspiegels mit gravierenden Auswirkungen für die davon betroffenen Menschen, das erhebliche Ansteigen extremer Wetterereignisse, verbunden mit gewaltigen Stürmen und Überschwemmungen, Trockenheit und Dürre mit schwerwiegenden Auswirkungen auf unsere Versorgung, eine wesentliche Verknappung des uns zur Verfügung stehenden Wassers, eine Zunahme von Bränden und das Übertragen von Krankheiten verursachenden Viren durch Insekten und das damit verbundene Entstehen von Seuchen und Pandemien eintritt. Es werden noch mehr der bisherigen bestehenden Arten auf dem gesamten Globus verschwinden, was gewaltige negative Auswirkungen für die Biodiversität und unser planetares Gleichgewicht mit der Natur und für uns Menschen hätte.


Durch die zunehmende Erderwärmung besteht die erhebliche Gefahr des weiteren Abschmelzens des Polareises, was in einem relativ hohen Maße schon eingetreten ist und der Auflösung des ebenfalls sehr wichtigen Permafrostes unseres Planeten, die ebenfalls leider schon begonnen hat. Dadurch werden nicht nur unvorstellbar hohe Mengen des Treibhausgases Methan in die Atmosphäre gelangen, was auch zu erheblichen negativen Auswirkungen auf unsere Umwelt und die sehr wichtigen Ökosysteme führen würde. Die Höhe des Meeresspiegels würde durch die auf Grund der Abschmelzung des Eises entstehenden sehr hohen Wassermengen massiv ansteigen. Von der Erhöhung des Meeresspiegels wären viele am Wasser liegende Landstriche der Erde und somit wir Menschen erheblich betroffen. Tiere, die das Eis als wichtige Lebensgrundlage derzeit haben und auch brauchen, wie u. a. Eisbären, könnten ebenfalls kaum noch existieren und würden zunehmend aussterben.


Auch die zunehmende Verbrennung des Urwaldes, die leider besonders im Amazonas-Gebiet in Brasilien geschieht und vom derzeit amtierenden Präsidenten Jair Bolsonaro negiert wird, hat erhebliche negative Auswirkungen auf unsere Atmosphäre und die Ökosysteme auf der Welt.


Bei allen zu bewältigenden Herausforderungen in Deutschland und weltweit muss die Lösung der Klimaprobleme deshalb bei allen erforderlichen Handlungen das Primat und den Vorrang vor allen anderen notwendigen anderen Maßnahmen besitzen.


Wenn wir zur Sicherung der weiteren Existenz der Menschheit die Klimaproblematik nicht als primär ansehen, wären alle Handlungen und Maßnahmen, die wir weiter einleiten, auf Dauer sinnlos. Deshalb ist die Bewältigung der Klimakrise die allerwichtigste Handlung für uns. Darauf müssen wir uns in allen Ländern der Welt einstellen und danach mit aller Konsequenz handeln.


Bei unvoreingenommener Analyse des Einflusses des Verhaltens der Menschen auf die gegenwärtige Klimaentwicklung auf unserem Planeten kommt man aus meiner Sicht auf Grund des unterschiedlichen Verhaltens der Menschen zu folgenden Erkenntnissen:




	Relativ viele Menschen auf unserem Planeten sind so arm und haben es dadurch überhaupt sehr schwer, wegen den in so geringem Umfang zur Verfügung stehenden Lebensmitteln leben zu können. Oft müssen sie wegen der Unterernährung sterben. Diese Menschen haben im Regelfall nicht die Mittel und auch oft nicht die Kraft, ohne fremde Hilfe sowie ohne die gebotene finanzielle Unterstützung die notwendigen Maßnahmen zur Klimarettung durchzuführen.


	
Eine andere Gruppe von Menschen versucht, im Rahmen ihrer vorhandenen Möglichkeiten sehr viel oder zumindest etwas für den Umweltschutz zu tun, selbst, wenn sie ihr bisheriges oft sehr komfortables Leben aus diesem Grund vielfach nicht mehr oder nicht im bisherigen Maße weiterführen können. Sie wollen ihren individuellen Beitrag dazu leisten, dass u. a. die Erderwärmung durch ihre gezeigte Verhaltensänderung im Interesse des Weiterlebens ihrer Kinder oder späterer Generationen nicht in dem bisherigen Umfang weiter ansteigt. Sie handeln dabei aktiv, um unsere Klimakrise zu vermeiden.


	Leider gehören aus meiner Sicht die meisten Menschen noch zu der Gruppe, oft aus den Industrieländern der westlichen Welt, die leider ihren oft im Verhältnis zu anderen Menschen übergroßen komfortablen Lebensstandard beibehalten will. Man will die damit verbundenen Vorteile unter allen Umständen unbedingt bewahren, ohne einen notwendigen Verzicht und die Veränderungen in ihrem Lebensstil durchzuführen. Sie ziehen keine ausreichenden Rückschlüsse auf die Erderwärmung und deren mögliche Folgen für die gesamte Menschheit. und damit auch nicht für ihre Kinder und Kindeskinder sowie für spätere Generationen. Die Einsicht zu einer anderen Haltung ist nicht oder unzureichend bei ihnen vorhanden. Oft sind sie nicht ausreichend bereit, die erforderliche andere Lebensweise für sich zu sehen. Die Beibehaltung ihres bisherigen Lebensstils ist ihnen viel wichtiger, als bei sich selbst anzufangen und ihr Verhalten im Interesse der lebensbedrohlichen möglichen Folgen für die Erderwärmung sowie überhaupt für unser Klima zu ändern.


	Eine andere Gruppe von Menschen redet, wie wichtig erforderliche Maßnahmen des Umweltschutzes gegen einen weiteren Anstieg der Erderwärmung sind. Sie sehen ein, dass wir unbedingt handeln müssen, ändern jedoch ihre eigene Lebensweise nicht, sondern behalten diese bei und begründen dies damit, dass die anderen Menschen aus anderen Ländern erst mal bei sich anfangen sollten. Sie leben wie bisher mit allen Nachteilen für die übrigen Menschen sowie des Anstiegs der Erderwärmung, da sie nicht einsehen, dass es dringend im Interesse der weiteren Bewahrung der Schöpfung erforderlich ist, auch ihre eigene Lebensweise zu ändern und einen praktischen Beitrag zur notwendigen Veränderung ihres eigenen Verhaltens zu leisten.


	Eine weitere Gruppe von Menschen glaubt nicht daran, trotz dem 99 Prozent auch der Wissenschaftler dies behaupten, dass die Ursache für die steigende Erderwärmung auf uns Menschen, unser Verhalten sowie unsere Lebensweise zurückzuführen ist. Dieses Verhalten zeigt besonders u. a. der derzeit noch führende Repräsentant der USA, Donald Trump, der von der Mehrheit der Wähler, die bei der am 03. November 2020 stattgefundenen Präsidenten-Wahl in den USA ihre Stimme abgegeben haben, abgewählt wurde. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist festzustellen, dass – trotz dem das Wahlergebnis eindeutig für Joe Biden als neuem amerikanischer Präsidenten gesprochen hat – leider eine nicht geringe Anzahl von amerikanischen Wählern noch Widerstand gegen die Ergebnisse dieser Wahl zeigen. Dies geschieht, trotz dem Joe Biden mehr als 270 Stimmen von 538 insgesamt zu vergebenden Stimmen der Wahlmänner und Wahlfrauen in den einzelnen US-Bundesstaaten auf sich vereinigt hat. Hoffentlich kann sich der neu gewählte und zukünftige Präsident der USA auch durch das Mitwirken der Mehrheit der Senatsmitglieder in den USA durchsetzen, dass der bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt bestehende Ausstieg der USA aus den Festlegungen der Pariser Klimakonferenz von 2015 noch verändert werden kann. Die AfD und auch manche andere Parteien anderer Länder in der westlichen Welt und Politiker sowie wenige Wissenschaftler, manche Lobbyisten und einige andere Menschen gehen davon aus, dass die Klimakrise und deren wesentliche Manifestation und die steigende Erderwärmung nicht durch menschliches Handeln beeinflusst ist. Sie vertreten die Auffassung, dass die Klimakrise nicht existiert, mit der Folge, dass sie glauben, weiterhin – auch bezogen auf die Belange der Wirtschaft – so unverändert leben und handeln zu können, wie bisher.


	Unter Berücksichtigung des gezeigten Verhaltens muss leider wohl davon ausgegangen werden, dass sich die Mehrheit der Menschen auf unserer Erde aus den unterschiedlichen Gründen nicht so verhält, wie es angesichts der drohenden weiteren Erderwärmung erforderlich wäre. Es kann und darf nicht sein, dass Diejenigen, die sich umweltbewusst für die Rettung der Menschheit sowie zum Verbleib auch zukünftiger Generationen einsetzen, durch das nicht umweltgerechte Verhalten von anderen Menschen noch darunter leiden müssen. Leider müssen, wenn die beschriebenen Einstellungen weiter so bestehen bleiben, alle Menschen die Wirkungen für die gesamte Menschheit dann spüren. Deshalb wird leider bei Vielen nicht alles für die Menschheit getan. Dieses nicht umweltgerechte Verhalten wirkt sich sehr ungünstig auf unsere Erde aus. Es wird insbesondere durch die Menschen ausgelebt, die ihre eigenen Interessen vor den Interessen der Menschheit und des Klimas mit der Konsequenz erheblich negativer Folgen stellen, ohne im ausreichenden Maße auf die anderen Menschen Rücksicht zu nehmen und sich der negativen Folgen bewusst zu sein. Diejenigen, die sich nicht so, wie es eigentlich notwendig ist, in ihrer Lebensweise verhalten und die oft auf ihre eigenen Kinder oder spätere Generationen keine Rücksicht nehmen, haben die Erfordernisse und die Zeichen der gegenwärtigen Zeit noch nicht verstanden. Ihre vielfach rücksichtslose, mangelnde Solidarität zeigende Lebensweise kann im Interesse des weiteren Bestehens der Menschheit so nicht fortgesetzt werden. Vielfach will man unbedingt, wie bisher, so weiterleben und den erzielten Wohlstand beibehalten und oftmals noch erweitern.


	Die Hauptschuld an dieser unsäglichen Entwicklung der Menschheit in ihren Handlungen gegenüber der Natur, die völlig im Widersinn zur erforderlichen ökologischen Entwicklung auf unserem Planeten steht, liegt meiner Auffassung nach vorrangig im ständigen Bestreben nach Wachstum, Erhöhung des Rohstoffverbrauchs und des Profits. Dies ist verbunden und begründet mit der ständig wachsenden Polarität zwischen Arm und Reich. Bei der Erfassung des Bruttoinlandsprodukts, das bei fast allen Ländern zur Messung der Leistung der Wirtschaftskraft und somit auch als Maßstab für das Wachstum herangezogen wird, werden auch umweltzerstörende Maßnahmen, die zu einer Erhöhung des Ausstoßes an Treibstoffgasen sowie zu anderen klimaunfreundlichen Handlungen führen, mit einbezogen.


	Obwohl unsere Ressourcen nur endlich sind und die verfügbaren Rohstoffe weltweit geringer werden, gehen wir weiter von unbegrenztem Wachstum sowie von unbegrenzt vorhandenen Rohstoffen aus. Unser Konsum soll immer höher werden. Bei den Vorstellungen, die manche Menschen, besonders in der westlichen Welt, bezüglich ihres Lebensstandards und ihrer Komfortwünsche haben, wird in keiner Weise beachtet, dass bei unserer weiter wachsenden Bevölkerung auf unserem Planeten und auch für die Mehrheit der Menschen fast aller Länder der Welt solche Wünsche nicht zu realisieren sind. Wir können auf Dauer nicht getreu der bisherigen Maxime „immer höher“ bzw. „immer schneller“ weiterleben, denn wir haben auch dazu nicht die materiellen Voraussetzungen für alle Menschen auf dieser Welt. Deshalb ist unser Wirtschaftssystem der zügellosen Marktwirtschaft, dass wir alles nur auf das jeweils vorherrschende Angebot sowie auf die Nachfrage und auf steigenden Wettbewerb richten, nicht die richtige Lebensweise für uns.


	Gerade bei unseren sehr schwerwiegenden Problemen, vor denen die Menschheit angesichts der Klimakrise steht, kann, auf Dauer gesehen, trotz der zeitweiligen wirtschaftlichen Vorteile dieser Lebensart, die Fortsetzung dieses bestehenden Wirtschaftssystems in der Art, in der es bisher betrieben wurde und wird, nicht für die Menschheit zum Maßstab für ihre Handlungen sein. Unser Wirtschaftssystem steht völlig im Gegensatz zu den ökologischen Erfordernissen, die für uns alle bestehen, wenn die Menschheit weiterleben will. Wenn wir im Einklang mit der Natur sowie den ökologischen Erfordernissen weiterleben wollen, müssen wir unser ganzes Wirtschaftssystem völlig umstellen. Es kann nicht mehr so wie bisher weiter bestehen. Wir können nicht alles nur kurzfristig und die kurzfristigen Erfolge bei allen diesen Prozessen sehen und die gebotene Langfristigkeit sowie die Endlichkeit und das erforderliche strategische Denken vermissen lassen. Die asiatischen Länder sind den westlichen Ländern auch auf Grund der Verhaltensweise der Menschen in diesem Punkt voraus. Die zunehmende Individualisierung, der Egoismus der Menschen, die auch damit verbundene Gier und die mangelnde Solidarität sind bei manchen Menschen zur typischen Lebensart geworden. Das Verantwortungsgefühl wird unzureichend auf das Wohl und Gedeih aller Menschen gerichtet. Man denkt vielfach nur an sich und nicht genügend an die anderen Menschen. Bezogen auf die Erfordernisse, die aktuell bestehen, muss man meines Erachtens sagen, dass wir offenbar tatsächlich in einer anderen Gesellschaft leben. Anders kann man das gegenwärtige Verhalten mancher Menschen nicht werten.


	Wir können in keiner Weise mit Sicherheit sagen, dass wir den gewünschten Fortschritt sowie die neuen erforderlichen technologischen Verfahren zur Produkterzeugung und die zusätzlich notwendige Rohstoffgewinnung in der erforderlichen Zeit erreichen werden. Es wird davon ausgegangen, dass wir immer und überall durch neue technische Verfahren auch die Klimakrise rechtzeitig bewältigen können. Man kann es in keiner Weise mit Bestimmtheit sagen, dass wir alle dazu notwendigen Aufgaben dafür in der uns gebotenen Zeit lösen. Wenn wir uns nur darauf verlassen, birgt dies erhebliche Risiken für die gesamte Menschheit und kann meines Erachtens nicht als ausreichendes verantwortungsbewusstes Handeln angesehen werden. Sicher sollten wir alles technologisch Mögliche mit großer Vehemenz tun und einleiten. Wir sollten jedoch zum rechtzeitigen Erreichen der Erfordernisse der Klimaneutralität eine wesentliche Verringerung der Treibstoffgasemission einleiten. Trotz aller Bemühungen zur weiteren notwendigen Verbesserung und Erhöhung der Wirksamkeit von Wissenschaft und Technik haben wir es in der Vergangenheit nicht geschafft, und wir hatten dazu mindestens 30 Jahre Zeit gehabt, die notwendige Verringerung der Treibstoffgasemission sowie die Klimaneutralität zu erreichen. Deshalb besteht, wie erwähnt, wegen den leider nicht verschiebbaren zeitlichen Erfordernissen ein hoher Grad der Unsicherheit, dass wir die damit verbundenen Aufgaben in der uns nur zur Verfügung stehenden Zeit nicht schaffen. Mit dem Planeten kann man bezüglich der Erfordernisse, die unsere Erde an uns Menschen stellt, nicht verhandeln, und dies muss man bei allen notwendigen Maßnahmen beachten.





Die jungen Menschen sind die Generation, die in einem sehr hohen Maße von den eingeleiteten Maßnahmen betroffen sind. Sie haben am ehesten das moralische Recht, der Menschheit zu sagen, dass die notwendigen Maßnahmen zu einem nicht weiteren Ansteigen der Erderwärmung über die Höhe der Temperaturerhöhung von 1,5 bzw. maximal 2 Grad Celsius sehr, sehr dringend eingeleitet werden müssen. Schon bereits 1989 wurde mir von einer Dokumentarfilmerin der DEFA (Deutsche Film AG) in meinem Beitrag in einer Diskussionsveranstaltung zum Thema „Ewige moralischen Werte", die in Berlin stattfand und im „Berliner Rundfunk“ übertragen wurde, gesagt, dass die jungen Menschen die Generation sind, die die notwendigen herangereiften Änderungen für die Menschheit schon deshalb durchführen sollen, da sie am besten die erforderlichen Zeichen der Zeit verstehen und danach handeln können.


Trotz zunehmender weltweiter Proteste, insbesondere von vielen jungen Menschen in der sehr wichtigen Bewegung „Fridays for Future", besonders vertreten durch Greta Thunberg und Luisa-Marie Neubauer und viele andere junge Menschen und der aktiven Rolle von insbesondere jungen Umweltaktivisten, hat man es insgesamt noch nicht geschafft, die Mehrheit der Menschen zu einem anderen Verhalten zu bewegen, um ausreichend gegen den weiteren Anstieg der Erderwärmung vorzugehen. Typisch für das Bestreben mancher rückwärtsgewandter einflussreicher Menschen ist, im Interesse der Beibehaltung sowie Fortsetzung der unseren Planeten schadenden oft egoistischen Lebensweise, dass man Greta Thunberg, Luisa-Marie Neubauer und andere Mitglieder der Bewegung" Fridays for Future" oder auch Umweltaktivisten noch im erheblichen Maße diffamiert. Man kann die Wahrheit in dieser Frage nicht vertragen und greift deshalb auf solche unlauteren Mittel zurück.


Auch die Erkenntnisse einer immer mehr zunehmenden Zahl von Klima-Wissenschaftlern, rechtzeitig die Handlungen zu einem nicht weiteren Anstieg der Erderwärmung einzuleiten, haben bisher leider nicht das erforderliche Gehör gefunden. Trotz vieler neuer Erkenntnisse der Wissenschaftler und vieler anderer Menschen, die alles dafür tun wollen, die Erderwärmung nicht in dem bisherigen Maße weiter steigen zu lassen, werden deren Erkenntnisse nicht genügend beachtet. Oftmals wird von den Wissenschaftlern alles getan – bezogen auf die praktische Umsetzung – um gegen die steigende Erderwärmung vorzugehen. Auch durch die führenden Vertreter der Länder werden meines Erachtens nicht in ausreichender Form die notwendigen Maßnahmen rechtzeitig festgelegt sowie durchgeführt, dass den Handlungen, durch die im hohen Maße umweltschädliche Emissionsstoffe entstehen oder entstehen können, schnell entgegengewirkt wird.


Die erforderlichen einzuleitenden Maßnahmen, sei es durch Verbote, oder einen anzuordnenden Verzicht oder einen anderen Umgang mit bestimmten Produkten, die zur steigenden Erderwärmung führen, werden manchmal nicht oder wesentlich zu spät durchgeführt.


Die ganzen Appelle, die Greta Thunberg und andere Umweltvertreter bisher an führende Organisationen und Regierungen unserer Welt gerichtet haben, werden nicht ausreichend bezüglich einer dringend notwendigen Verhaltensänderung beachtet. Manche Parteien haben es noch nicht ausreichend verstanden, dass die Menschheit, wenn wir so weiterleben, vor dem drohenden Untergang steht und wir alles dazu beitragen müssen, durch die erforderlichen Handlungen rechtzeitig die dringend gebotenen Gegenmaßnahmen einzuleiten. Wissenschaftliche Erkenntnisse sowie die Meinung der Klima-Wissenschaftler für das Weiterleben der Menschheit werden entsprechend den dringenden Erfordernissen nicht beachtet oder ignoriert, nur, um die notwendigen Änderungen unserer Lebensweise nicht oder auch wesentlich zu spät durchzuführen, um sich weiterhin so zu verhalten, wie bisher.


Auch manche Parteien sowie andere Wählerorganisationen sehen leider, trotz aller Erfordernisse, alles zum nicht weiteren Ansteigen der Erderwärmung zu tun, ihre Wählerinteressen vordergründig und zu wenig die dringend erforderlichen Aspekte für das weitere Bestehen der Menschheit in dieser so wichtigen Frage.


Es ist, wie schon erwähnt, im Interesse des weiteren Lebens der Menschheit dringend erforderlich, die notwendigen Maßnahmen rechtzeitig einzuleiten. Wir haben nach Meinung von manchen anerkannten Klimawissenschaftlern, wenn wir nicht höher als bei 1,5 Grad Celsius Steigerung der Erderwärmung gegenüber der vorindustriellen Zeit kommen wollen, nicht mehr als acht Jahre Zeit, um die erforderlichen Handlungen durchzuführen. Auch die Zeitpunkte und der geplante Umfang, der zum Erreichen der wesentlichen CO2–Reduzierung und der Klimaneutralität weltweit, für Europa und auch für Deutschland zugrunde gelegt wurde, sind viel zu spät. Wir können damit nicht die Erfordernisse zum nicht weiteren Anstieg der Erderwärmung um nicht mehr als 1,5 Grad Celsius Temperaturerhöhung vor der industriellen Zeit zu kommen, erreichen. Sie werden bei den gegenwärtig geltenden Zielstellungen somit nicht ausreichend beachtet. Auch die Festlegungen des Pariser Klima-Abkommens und auch der UNO muss man bezüglich der festgelegten Zeitpunkte bei allen Vorteilen der erreichten Regelungen als nicht ausreichend betrachten, weil viele der dort festgelegten Maßnahmen nicht in dem der Menschheit nur noch zur Verfügung stehenden Zeitrahmen erfolgen, um keine gravierenden Auswirkungen für die Menschheit entstehen zu lassen.


Im von mir im Januar 2019 veröffentlichten Buch über die Lebensweise wurde vorrangig eine Analyse dieser Prozesse unter Beachtung des Erkenntnisstandes aus der ersten Dekade im Januar 2019 erstellt. In der Zwischenzeit sind manche noch zu beachtende aktuelle Ereignisse eingetreten, die im genannten Buch – bezogen auf den Zeitpunkt der Erstellung – noch nicht beachtet werden konnten. Weil das bisher veröffentlichte Buch eine Analyse dieser Prozesse unter Beachtung des damaligen Erkenntnisstandes beinhaltete, werden in diesem Buch im verstärkten Maße taktische oder konkret auszuführende Handlungen aus der Sicht des Autors dieses Buches benannt bzw. vorgeschlagen. In diesem Buch wird auch eine Darstellung sowie Analyse in Ergänzung zum genannten Buch über Belange der Lebensweise aus aktueller Sicht im Weltmaßstab vorgenommen und die vorgesehenen beschlossenen Maßnahmen in Deutschland zum Teil kritisch bewertet. Auch der bisherige Stand der politischen Ereignisse in Deutschland, insbesondere in Thüringen, sowie die erhebliche Realitätsfremdheit angesichts der gegenwärtigen aktuellen Herausforderungen haben einen schweren Schaden in der Glaubwürdigkeit eines richtigen demokratischen Verhaltens hinterlassen. Deshalb muss auch in Anbetracht dieser Ereignisse und der erheblichen Probleme, die durch die zunehmende Erderwärmung für die Menschheit entstehen, auch diese Herrschaftsform in der bisher bestehenden Form unter Beachtung der derzeitigen insbesondere globalen Erfordernisse für die Menschheit kritisch betrachtet werden. Der hohe Widerstand gegen Prozesse, die unbedingt für die Menschheit sehr schnell eingeleitet werden müssen und die bestehende Langatmigkeit der gegenwärtig ausgeübten Demokratie müssen hierbei ebenfalls beachtet werden. Die dadurch eintretenden erheblichen Probleme für die Durchsetzung dringender Handlungen und viele andere ungünstige Auswirkungen der praktischen Umsetzung der Demokratie müssen auch genannt und dabei berücksichtigt werden. Diese Herrschaftsform kann – auch angesichts der entstandenen Probleme für unsere Erde und für die Menschheit – noch nicht, wie sie gegenwärtig betrieben wird, als zeitgemäße Herrschaftsform zur Bewältigung aller komplizierten Probleme betrachtet werden. Sie muss eine echte Demokratie werden, angesichts der vielen Probleme, vor denen die Menschheit zur Zeit steht. Die Demokratie in der gegenwärtigen Form der Umsetzung, wie sie zur Zeit ausgeübt wird, hat viele Schattenseiten. Es muss deshalb eine wahrhafte Demokratie, die aus meiner Sicht unter den gegenwärtigen Gegebenheiten und aktuellen Herausforderungen, vor denen die Menschheit steht, besser geeignet ist, auf Grund des tatsächlichen Verhaltens vieler Menschen entstehen. Üblicherweise wird gesagt, dass die gegenwärtige Demokratie eine schlechte Herrschaftsform ist, aber noch die beste unter den möglichen in Frage kommenden Herrschaftsformen. Aus der Sicht des Verfassers dieses Buches sollte die Demokratie anders gestaltet werden als bisher. Man muss die Demokratie auch unter Beachtung ihrer zeitgemäßen Gegebenheiten und der aktuellen Herausforderungen in manchen Punkten anders handhaben. Wir sollten hierbei auch Erkenntnisse, die Platon schon vor über 2000 Jahren gewonnen hat und die er auch als erhebliche Kritikpunkte der damaligen Demokratie sah und die bezüglich mancher Ausführungen auch teilweise noch heute zutreffen, berücksichtigen. Aus meiner Sicht sind die vom Philosophen Karl Raimund Popper (1902 – 1994) in seiner Schrift „Die offene Gesellschaft und ihre Feinde“ vorgetragenen Argumente – bezogen auf die gegenwärtige aktuelle Zeit – nicht mehr zutreffend. Deshalb sollten wir die Herrschaftsform der Demokratie in gewisser Weise bei einigen wesentlichen Punkten anders betreiben, als bisher. Auch mit dieser Problematik wird sich im Buch unter Berücksichtigung der erarbeiteten Vorschläge beschäftigt.


Mit der unbegrenzten Freiheit und der Auslegung des Freiheitsbegriffes von Einigen und den daraus entstehenden praktischen Wirkungen muss sich ebenfalls sehr kritisch auseinandergesetzt werden. Dies betrifft vorrangig unsere Handhabung von Freiheit in der westlichen Welt und die dadurch entstehenden zunehmend wirksamen Auswüchse. Wir sollten von manchen führenden asiatischen Ländern lernen, die auf das "Wir" als Grundlage des Denkens, auch bezogen auf die Belange der Freiheit und der Demokratie setzen und nicht auf das individualistische "Ich"-Denken, das für die Demokratie vieler führender Länder der westlichen Welt typisch ist. Nicht nur zu sehr wichtigen Fragen der Lebensweise, zu den Belangen der Klimakrise, aber auch zu den derzeit stattfindenden Auswirkungen des Corona-Virus und zum Erreichen einer höheren Solidarität zwischen den Menschen sollten wir das individualistische Denken der westlichen Welt aus berechtigten Gründen in Frage stellen. Die asiatischen Länder weisen nicht nur bei der Bekämpfung des Corona-Virus und auch in vielen anderen Belangen der Lebensweise mit dieser Art der Denkweise auch im zunehmenden Maße erhebliche Vorteile für die gesamte Menschheit gegenüber der westlichen individualistischen Lebensart auf.


Auch die mangelnde Sicherheit, gerade unter den Gegebenheiten des zunehmenden Rechtsterrorismus, überhaupt des Terrorismus und deren Folgen sowie der steigenden Kriminalität sowie das Gewaltverhalten mancher Menschen führen zu erheblichen Problemen in der Gesellschaft. Die mangelnde Sicherheit führt leider manchmal dazu, dass Unbeteiligte, die in keiner Weise die entstandenen Probleme verursacht haben, zu Opfern der bis jetzt unzureichenden Bearbeitung der Gesamtheit der in diesem Zusammenhang entstehenden Prozesse werden.


Die Frage, ob der wissenschaftlich-technische Fortschritt sowie die im Rahmen der Digitalisierung eingesetzte neue Technik im vollen Umfang als Alternative und als Gegenmaßnahme zur zunehmenden Erderwärmung gesehen werden kann, wird ebenfalls in Ergänzung der bisherigen Darlegungen dazu argumentativ erörtert. Wichtig wird dabei die Frage sein, ob trotzdem der bisherige Wohlstand erhalten bleiben kann.


Es wird in diesem Buch außerdem die Frage aufgeworfen, ob unser gegenwärtig besonders in den westlichen Industriestaaten vorrangig gelebtes Gesellschaftssystem, das vorrangig auf Wachstum, den weiteren ungezügelten Raubbau an Rohstoffen, Angebot und Nachfrage auf dem Markt und den Wettbewerb setzt und die derzeit praktizierte Globalisierung unter den Bedingungen der zunehmenden Klimakrise, den Folgen des Corona-Virus und anderer noch möglicher Seuchen noch das richtige Wirtschaftssystem und die richtige Wirtschaftsmethode unter den gegenwärtigen Gegebenheiten der aktuellen Zeit ist.


In den weiteren Ausführungen wird sich auch mit den Belangen der vor einigen Jahren von Prof. Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker geleiteten Bundestags-Enquete-Kommission „Globalisierung der Weltwirtschaft" beschäftigt, da diese damals gewonnenen Erkenntnisse über die Globalisierung auch heute noch von Bedeutung sind.


Bei einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung in der gegenwärtigen Form, noch dazu bei den aktuellen Problemen auf der Welt, der zunehmenden Erderwärmung und der damit verbundenen Möglichkeit des Aussterbens der Menschheit bei der Beibehaltung der bisherigen Handlungsweisen muss überprüft werden, ob der Kapitalismus die allein richtige Gesellschaftsform in der derzeitigen Art und Weise der Handhabung bleiben kann.


Wir müssen uns auch mit der Frage auseinandersetzen, ob es ausreichend ist, dass wir eine zunehmende Digitalisierung durchführen und damit trotz der erheblichen Probleme der Erderwärmung unseren bisherigen Wohlstand erhalten können.


Mit diesen und anderen aktuellen gesellschaftspolitischen Problemen und auch mit dem, was in Deutschland, bezogen auf die aktuelle Zeit, nach Meinung des Autors notwendig ist, wird sich in diesem Buch ebenfalls auseinandergesetzt. Die in diesem Buch erarbeiteten Vorschläge sollten mit dazu beitragen, unsere gegenwärtige Rolle im aktuellen Prozess und die gegenwärtigen Herausforderungen auch in alternativer Form noch eindeutiger zu erkennen und zur Diskussion über diese Prozesse, um den richtigen erforderlichen Weg zu erkennen und zu suchen, beitragen.




2. Bemerkungen zum gegenwärtigen Zustand


2.1. Aktuelle Situation und weitere Klimakonferenzen


Sowohl der bisherige, als auch der gegenwärtige Zustand in der Verhinderung der steigenden Erderwärmung ist völlig unbefriedigend. Eine Vielzahl dringend notwendiger Maßnahmen wird ignoriert, und die erforderlichen Maßnahmen werden auf den St.-Nimmerleins-Tag verschoben. Auch der gesamte andere Zustand der Welt und in Deutschland ist sehr kritisch zu sehen. Im bereits genannten ebenfalls vom Autor erarbeiteten im Januar 2019 erstmals erschienenen Buch über die Lebensweise wurden als entscheidende Probleme unserer Zeit, ohne alle Probleme vollständig aufzuführen, nachfolgende Faktoren genannt:


"




	globale ökologische Krise, bedingt durch die Klimaveränderung und eine Vielzahl damit anderer verbundener negativer Auswirkungen


	weltweit abnehmende Bodenschätze durch den zunehmenden Ressourcenverbrauch auch im Ergebnis der Wachstumspolitik


	Zunahme des Reichtums für eine Minderheit und Erhöhung der Verringerung des relativen Einkommens bei einer Mehrheit der Menschen


	bitterste Armut, Hunger und Sterben eines nicht geringen Teils der Welt durch nicht ausreichende nachhaltige Hilfe des übrigen Teils der Weltbevölkerung


	Kriege und kriegerische Auseinandersetzungen zwischen den Staaten und Völkern bzw. zwischen den betreffenden Regionen bzw. von Menschengruppen und der Gefahr eines Dritten Weltkrieges usw.


	zunehmende Digitalisierung und Globalisierung in Verbindung mit vielen dadurch entstehenden Wirkungen, wie auch die steigende Produktivität der Arbeit, die zunehmende Freisetzung an Arbeitskräften, der damit verbundenen veränderten Gestaltung eines Einkommens- bzw. Sozialsystems für die Menschen, des Erfordernisses der Bildung und Weiterbildung unter Nutzung digitaler Medien, der Unternehmensentwicklung, der Beeinflussung oder auch der Hilfe des Menschen durch das Voranschreiten der Technik, Anwachsen der Anzahl der Menschen auf unserem Globus und daraus sich ergebenden Fragen


	Probleme und Fragen der Lebensweise der Menschen in unserer Epoche und des Verhältnisses zwischen den Menschen unter Beachtung eines erforderlichen humanen Verhältnisses untereinander, das von Achtung der Würde, der Gleichberechtigung und des solidarischen Miteinanders der Menschen geprägt ist


	Schaffung einer Unmündigkeit der Menschen gegenüber dem bestehenden Markt, dessen Hauptziel in der Renditesteigerung und Profitmaximierung besteht


	Auslieferung der Demokratie gegenüber den Gesetzen sowie der Durchschaubarkeit des Marktes bzw. der mangelnden Transparenz des Marktes


	sich wieder verstärkender Neoliberalismus auf Kosten von manchen ursprünglichen Zielstellungen der Gesellschaftsform der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland


	ein aufgeblähter undurchsichtiger Apparat an der Börse und die Weiterführung der sehr risikobehafteten Finanzgeschäfte, die zu einer die ganze westliche Welt und weiterer Länder treffenden erneuten Weltwirtschaftskrise mit den daraus entstehenden schwerwiegenden Folgeschäden führen können


	die bestehenden Staatsschulden in den einzelnen Ländern der Welt in unvorstellbarer Höhe ansteigen können


	der immer geringer werdenden Bodenschätze, der Folgen des Überkonsums auf die Erderwärmung usw. werden rücksichtslos auf spätere Generationen geschoben, nach der Devise: Hauptsache es geht uns jetzt gut, was nach uns kommt, ist ganz egal


	erhebliches Anwachsen des Nationalismus, wobei die Lösung sowie die Einleitung entsprechender erforderlicher Maßnahmen einen stärkeren Gemeinsinn bzw. einen wesentlich höheren Grad der Internationalisierung und des gemeinschaftlichen Vorgehens auf internationaler Ebene für den Erhalt unserer Erde, der Vermeidung von kriegerischen Konflikten und vieler anderer gemeinsamer notwendiger Handlungen verlangt


	bestehende nach wie vor schwierige Lage des Euro, insbesondere bedingt durch die eingetretenen Geburtsfehler durch die nicht rechtzeitig geschaffene politische Union


	entstandene erhebliche Terrorgefahr und die daraus sich ergebenden Folgen für die Menschheit“





Zum aktuellen Zeitpunkt der abschließenden Erarbeitung dieses weiteren Buches (Stand: Dezember 2020) können ebenfalls noch folgende aktuelle Erscheinungen u. a. genannt werden:




	weiterhin verstärkte ökologische Probleme vielfältiger Art


	noch wesentlich stärkere Benennung der Fragen der Erderwärmung, als dies bisher geschah und des nicht weiteren Anstiegs der Erderwärmung über die maximale Höhe von 1,5 bis 2,0 Grad Celsius als wichtigste Handlung für die Menschheit


	weltweites Problem des Auftretens des Corona-Virus und der Wirkungen und Folgen der Corona-Pandemie im globalen Maßstab für die Menschheit durch die mögliche Ansteckungsgefahr zwischen den Menschen


	die erheblichen Folgen der Migration und ihre Auswirkungen für die Flüchtlinge, insbesondere unter Beachtung der aktuellen Situation in Griechenland bzw. in der Türkei und in weiteren Ländern sowie die dringend erforderlichen Handlungen, um die Belange der Humanität auch in der Migration besser zu beachten


	erheblich höhere Sicherheitserfordernisse, bei denen es auch darauf ankommt, dass auch Deutschland, wie alle Länder der Welt, die erforderlichen Schlussfolgerungen in prophylaktischer Hinsicht zieht, damit die Anzahl der kriminellen Verstöße erheblich verringert wird


	die nach wie vor bestehende atomare Gefahr, die durch die Aufkündigung vorher bestehender Vereinbarungen zu deren Vermeidung auch dadurch noch höher geworden ist





Die weitere eingeleitete Entwicklung der mit viel Vorschlusslorbeeren 2015 ausgerichteten Pariser Klimakonferenz kann in keiner Weise befriedigen und hat bisher nur völlig unzureichende Ergebnisse gebracht.


Im November 2016 fand nach der Pariser Klimakonferenz 2015 in Marrakesch (Marokko) eine weitere Klimakonferenz statt. Repräsentanten aus ca. 50 Teilnehmerländern haben bei dieser Weltklimakonferenz verkündet, dass ihre Länder bis 2050 die Klimaneutralität schaffen wollen. Die Konferenz sollte einen Zwischenschritt bei den ganzen vorgesehenen ökologischen Maßnahmen zur Beseitigung der Klimakrise darstellen. Wir können mit den Ergebnissen der Weltklimakonferenz in Marrakesch ebenfalls nicht zufrieden sein. Bei der Weltklimakonferenz 2016 haben u. a. auch die Teilnehmer dieser Konferenz in Erfahrung bringen können, dass Donald Trump mit Wirkung ab dem 20. Januar 2017 neuer amerikanischer Präsident wurde. Bezüglich der wichtigen Aufgabe des nicht weiteren Anstiegs der Erderwärmung, außer, um eine Temperaturerhöhung von möglichst nur 1,5 Grad Celsius zu erreichen, wurden, wie bereits erwähnt, bis jetzt unzureichende Ergebnisse erzielt. Der Umwelt-Ökonom Prof. Dr. Raimund Schwarze hat im unter dem Link https://www.geo.de/natur/nachhaltigkeit/15197-rtkl-klimapolitik-das-sind-die-ergebnisse-von-marrakeschveröffentlichtenOnline-Artikel „Das sind die Ergebnisse von Marrakesch“ vom 17.11.2016 der Zeitschrift „GEO“ u. a. folgende Ergebnisse der Weltklimakonferenz 2016 von Marrakesch festgestellt:


„Das 1,5 Grad-Ziel, also eine Begrenzung der Erderwärmung um höchstens 1,5 Grad im Vergleich zu vorindustriellen Zeiten, ist nach der Entscheidung in den USA nicht mehr zu erreichen. Denn schon heute beobachten wir eine Erwärmung um 1,2 Grad. Ob wir das 2-Grad-Ziel erreichen können, hängt davon ab, ob es zu Ansteckungswirkungen in anderen Ländern und auf den Märkten kommt. Die Verhandlungen liefen glatt. Allerdings ist vieles vertagt wurden Ein Beispiel sind Ausgleichszahlungen für kleine Inselstaaten, die sich an den Anstieg des Meeresspiegels nicht anpassen können. Wer und in welcher Höhe für Verluste und Schäden aufgrund des Klimawandels aufkommt, wird (wurde) nun erst 2019 verhandelt.


Konkrete Unterstützung der Länder Afrikas.


Bei Klimaschutz und Klimaanpassung wurde erreicht durch die Initiative Frankreichs und Deutschland. Paris hat drei Milliarden zugesagt. Berlin etwa genauso viel. Und diese Zusagen wurden in konkreten Projekten mit der Afrikanischen Entwicklungsbank vereinbart, so dass es nicht bei bloßen Zusagen bleibt. Die Freiwilligkeit der Klimaschutzmaßnahmen bleibt bestehen. Es wird also weiterhin keine Sanktionen geben, wenn Ziele nicht erreicht werden. Darum kann auch ein Präsident Trump die Zusagen, die vor Paris gemacht wurden, ignorieren. Er musste dafür noch nicht einmal aus dem Klimavertrag austreten. Bei der Mittelverwendung aus dem internationalen Fonds zur Klimaanpassung gibt es eine Uneinigkeit zwischen den Entwicklungs- und den Industrieländern. 80 Prozent der Mittel laufen nach wie vor in Klimaschutzmaßnahmen. Während die Industrienationen darauf bestehen, einen Teil ihre Schutzlasten auf die Entwicklungsländer abzuwälzen, fordern die Entwicklungsländer, dass mindestens die Hälfte des Geldes in Klimaanpassungsmaßnahmen fließt, also letztlich in Entwicklungshilfe. Dies hieße aber Förderung aus öffentlichen Mitteln, während für Klimaschutz auch viel privates Kapital mobilisiert werden kann. Marokko zeigt sich sehr engagiert im Klimaschutz, baut das weltweit größte Solarkraftwerk und hat alle Rohstoffe, die es dafür braucht. Es hat eine hervorragende geopolitische Perspektive in einer anderen solaren Welt. Marokko ist in Sachen Klimaschutz für Afrika das, was Deutschland für Europa ist, ein Vorreiter. Darum wurde die Konferenz hierhergeholt. Leider hat das nicht dazu geführt, dass der Grundsatz "Klimaschutz vor Klimaanpassung" bei den Entwicklungsländern gestärkt wurde."


Die weitere Beibehaltung der Freiwilligkeit bei den dringend zu realisierenden Maßnahmen führt meines Erachtens dazu, dass sich manche Länder nicht oder unzureichend beteiligen. Im Interesse der Beeinflussung des nicht weiteren Anstiegs der Erderwärmung und der zu erwartenden negativen Folgen für die gesamte Menschheit müssten die beschlossenen sowie zu beschließenden Maßnahmen verpflichtenden Charakter haben, was leider derzeit noch nicht der Fall ist.


2017 fand in Bonn eine Weltklimakonferenz im Auftrag des Pazifik-Staates Fidschi und im Jahr 2018 in der polnischen Stadt Katowice statt. Im von mir verfassten Buch über unsere Lebensweise wurden zu den Ergebnissen und den kritischen Bemerkungen zu diesen beiden Weltklimakonferenzen bereits einige konkrete Aussagen getroffen. Deshalb werden diese Erkenntnisse an dieser Stelle nicht noch einmal wiederholt. Insgesamt gesehen, wie im genannten Buch erwähnt, können die erreichten Ergebnisse der Weltklimakonferenz, bezogen auf die Verwirklichung der vereinbarten Festlegungen des Pariser Klima-Abkommens bzw. der notwendigen ökologischen Erfordernisse zur Verringerung des Anstiegs der Erderwärmung in der maximal zugrunde gelegten Höhe in keiner Weise befriedigen.


Im Zeitraum vom 02. bis zum 15. Dezember 2019 fand in der spanischen Hauptstadt Madrid in Änderung des leider verhinderten ursprünglich vorgesehenen Gastgeberlandes Chile auf Grund der zu diesem Zeitpunkt in Chile geherrschten politischen Unruhen die für das Jahr 2019 angesetzte Weltklimakonferenz statt. Die aktuellen Berichte des Weltklimarates zeigten für alle eindrucksvoll die Gefahren, die für uns Menschen auf dem Planeten Erde bestehen, auf. Der WWF (World Wildlife Fund For Nature) als Umweltstiftung in Deutschland erwartete von der COP 25 (United Nations Framework Conventions of Climate Change, 25th Conference of the Parties) nachfolgende Fortschritte bzw. stellte nachfolgende Forderungen:


"1. Das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen.


Im vergangenen Jahr zeigte der IPCC-Bericht (Bericht des zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimafragen – Anmerkung des Verfassers) deutlich, welchen großen Unterschied es macht, ob sich das Klima der Erde um 1,5 Grad oder um 2 Grad Celsius erhöht. Dieser Bericht sowie die 2019 erschienenen Berichte zu Land und Ozeanen zeigten auch die verheerenden Folgen der aktuellen Emissionsentwicklung auf Mensch und Natur. Die COP 25 muss die weltweiten Bemühungen verstärken, Treibhausgase einzusparen, um die 1,5 Grad nicht zu überschreiten. Es müssten bereits jetzt die Weichen gestellt werden, damit im nächsten Jahr verbesserte nationale Klimabeiträge eingereicht werden. Länder mit der großen Verantwortung müssen in Maßnahmen investieren, die schnell und tiefgreifend Emissionen senken und finanzielle und technologische Unterstützung für die Länder mobilisieren, die dies nicht alleine können.


2. Staatliche und nichtstaatliche Akteure mobilisieren.


Um die Erderhitzung zu stoppen, sind dringende Maßnahmen aller Akteure, auch nichtstaatlicher, notwendig. Die Klimakonvention der Vereinten Nationen hat eine Reihe von Prozessen entwickelt, um die Bemühungen subnationaler und nichtstaatlicher Akteure sowie von Experten einzubeziehen und zu mobilisieren. Die Bemühungen dieser Partnerschaften und Kooperationsbeziehungen müssen weiter beschleunigt und gestärkt werden.


3. Stärkung der multilateralen Reaktion auf die Klimakrise.


Trotz der großen Fortschritte bei der Finalisierung des Regelwerkes des Pariser Klimaabkommens auf der COP 24 gab es einige wichtige Punkte, über die sich die Parteien nicht einigen konnten, darunter auch die sogenannten Marktmechanismen. Auf der COP 25 müssen die Parteien robuste Regelungen für diese aushandeln, damit das Handeln mit Emissionsrechten das Pariser Klimaschutzabkommen nicht untergräbt. Des Weiteren gilt es in der Überprüfung des Warschau-Mechanismus zu klimabedingten Schäden und Verlusten, die besonders Verletzlichen zu unterstützen und hierfür einen finanziellen Rahmen aufzubauen."


Die erreichte Entwicklung für das Klima und der wahrscheinlich leider in Frage kommende Anstieg der Erderwärmung über 1,5 Grad und die damit entstehenden Folgen für die Menschheit im Ergebnis der Weltklimakonferenz in Madrid sind völlig unbefriedigend. Die weitere zunehmende Entwicklung der Wirtschaft und somit die Erzielung von weiterem Profit war für manche Länder viel wichtiger, als die dringend notwendigen Maßnahmen für das Klima zu ergreifen. Durch die bisherigen Regierungsverhältnisse in den USA, die sich bekannterweise unter ihrem bisherigen Präsidenten aus dem Pariser Klimaabkommen verabschiedeten, konnte das dringend Erforderliche für die gesamte Menschheit nicht ausreichend geschafft werden. Es ist zu hoffen, dass die ab Januar 2021 neue Führung in den USA durch Unterstützung der USA erreicht, dass diese dann auch wieder bereit ist, die Beschlüsse des Pariser Abkommens – bezogen auf die Erderwärmung – umzusetzen sowie ihre bisherige Kündigung des Pariser Klimaschutzabkommens zurückzunehmen.


Es müsste sofort gehandelt werden, aber letztlich hat man viel zu wenig bisher getan. Die Abschlusserklärung bei der um zwei Tage verschobenen Konferenz war sehr vage und erfüllte deshalb in keiner Weise die Erwartungen dieser Konferenz und die Erfordernisse der Menschheit in dieser sehr wichtigen Frage. Es sollten in Auswertung des Pariser Klima-Abkommens Regeln für die internationale Zusammenarbeit bei Klimafragen geschlossen werden. Leider ist dies nicht erfolgt. Auch das so wichtige Erfordernis der finanziellen Unterstützung der Entwicklungsländer, was schon im Pariser Klima-Abkommen festgelegt war und für notwendige Maßnahmen dieser Länder zum nicht weiteren Anstieg der Erderwärmung dienen soll, wurde bisher nicht im ausreichenden Maße erfüllt. Auch wenn in Aussicht gestellt wurde, den Grünen Entwicklungsfonds dafür zu öffnen, erfolgten zur Geldbeschaffung über den Grünen Entwicklungsfonds ebenfalls bislang noch nicht im ausreichen Maße zum gegenwärtigen Zeitpunkt die erforderlichen Festlegungen.


Die Festlegungen zu vielen sehr wichtigen zu klärenden Klima-Erfordernissen für die Menschheit wurden auf das Jahr 2021 oder auf einen noch späteren Zeitpunkt verschoben, obwohl wir als Menschheit keine Zeit zu verlieren haben. Die bisher von einigen Ländern ergriffenen notwendigen Maßnahmen zur Sicherung der Dekarbonisierung, im Verkehrs- bzw. Fahrzeugbereich sowie zur Schaffung der Klimaneutralität erfolgen viel zu spät. Obwohl die Menschheit höchstens, wie bereits an anderer Stelle erwähnt, nur noch 8 Jahre Zeit hat, ein nicht weiteres Ansteigen der Erderwärmung über die 1,5-Grad-Celsius-Grenze hinaus zu erreichen, werden diese in zeitlicher Hinsicht nicht hinnehmbaren Beschlüsse gefasst.


Martin Kaiser, einer der beiden Geschäftsführer des Umweltschutzverbandes Greenpeace e.V., äußerte sich zu dieser Klimakonferenz:


„Diese Klimaschutzkonferenz war ein Angriff auf das Herz des Pariser Abkommens. Die zynische Gier der fossilen Industrie hat den gemeinsamen, multilateralen Kampf gegen die unübersehbare Klimakrise in ihre tiefste Krise gestürzt."


Die „taz“ schrieb in ihrem Kommentar zur Klimaschutzkonferenz in Madrid, vgl. https://taz.de/Abschluss-derCOP25-inMadrid/5650544/ u. a.: „Die Klimakonferenz verrate alle Menschen, die weltweit längst unter den Folgen der Klimakrise litten und nach schnellem Fortschritt riefen...............................................Zudem habe die Politik von USA-Präsident Donald Trump und des brasilianischen Staatsoberhaupts, Jair Bolsonaro, zu einer handfesten Blockade beigetragen."


Der Gipfel in Madrid sollte der Vorbereitung für die im Jahr 2020 zu schaffenden aktuellen nationalen Klima-Pläne der einzelnen Länder, die sich im Pariser Abkommen dazu verpflichtet haben, dienen.


Die bekannte Klimaaktivistin Greta Thunberg, die ebenfalls an der Weltklimakonferenz 2019 in Madrid teilnahm, hielt dort eine Rede, in der sie u. a. feststellte, wie u. a. aus dem in der „Frankfurter Rundschau“ am 11.12.2019 unter dem Link https://www.fr.de/politik/klima-neuer-schwung-madrid-13289805.htm veröffentlichten Artikel „Klima: Neuer Schwung für Madrid“ des Journalisten Christian Mihatsch auszugsweise entnommen wurde:


„Die eigentliche Gefahr sei nicht die Untätigkeit der für die Krise verantwortlichen Regierungen und Unternehmen, sondern die Tatsache. dass Politiker und Konzernchefs es so aussehen lassen, als würden sie etwas tun. Das Jahrzehnt ...................................... wird unsere Zukunft definieren. Die Menschen brauchen jetzt unbedingt ein Zeichen der Hoffnung. Aber es gibt Hoffnung, ich habe es gesehen, aber sie kommt nicht von Regierungen und Konzernen, sondern vom Volk."


Greta Thunberg sagte mit Luisa-Marie Neubauer und anderen jungen Klimaaktivisten u. a.: „Die Klimakrise wird uns nicht nur in der Zukunft treffen, sie betrifft schon heute unzählige Menschen, die schon jetzt leiden und sterben.“


Vorher hatte Greta Thunberg bei der UN-Klimakonferenz 2019 eine sehr emotionale Rede an die dortigen Beteiligten der UN bzw. an Regierungsvertreter anderer Länder gehalten. In dieser Rede sagte sie u. a.: „Wir haben bemerkt, dass wir einige Medienaufmerksamkeit bekommen, deshalb ist es unsere moralische Pflicht, unsere Stimme Denen zu leihen, die ihre Geschichte erzählen müssen."


Der Entwicklungsminister Deutschlands, Gerd Müller, sagte in seiner Rede vor der Weltklimakonferenz in Madrid u. a.: „Der Klimawandel ist längst zur Überlebensfrage der Menschheit geworden." In diesem Zusammenhang teilte er mit, dass sein Ministerium im folgenden Jahr (2020 – Anmerkung des Verfassers) zusätzlich 500 Millionen Euro zur Unterstützung von Entwicklungsländern bereitstellen würde.


Gemäß den erfolgten Festlegungen findet die nächste Weltklimakonferenz in Glasgow (Schottland) statt. Der Zeitpunkt musste auf Grund der Corona-Pandemie mit Beschluss von Anfang April von Ende 2020 auf voraussichtlich 2021 verschoben werden. Wann diese Weltklimakonferenz tatsächlich stattfindet, muss auf Grund der weiteren Entwicklung der Corona-Pandemie noch gesondert festgelegt werden. Man darf sehr gespannt sein, ob diesmal die dringend erforderlichen Beschlüsse und die daraus erfolgenden Handlungen zur wesentlichen Verringerung eines Ausstoßes von Treibhausgasen, die zur Beseitigung der Klimakrise dringend notwendig sind, im vollen Umfang durchgeführt werden.


Jochen Flasbarth, Staatsekretär im Ministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, sagt zur Bedeutung des Jahres 2020 auch bezogen auf die Weltklimakonferenzen usw.: „2020 wird ein Schlüsseljahr für den Klimaschutz. Erstmals sollen dann die Mitgliedsstaaten des Pariser Klimaabkommens ihre nationalen Klimaschutzziele überprüfen und möglichst erhöhen." Wie Flasbarth feststellt, werden besonders die osteuropäischen Kohle-Staaten, wie Polen, Ungarn und Tschechien erheblichen Widerstand gegen das Erfordernis der Beendigung des Kohleabbaus leisten. Jochen Flasbarth sagt dazu: „Wir werden alle Register unserer diplomatischen Möglichkeiten ziehen müssen, um aus dieser Konstellation international besten Nutzen für den Klimaschutz zu ziehen."


Zwischenzeitlich haben alle Staaten in der EU, auch Polen und Ungarn, teils gegen hohe Zahlungen, insbesondere bezogen auf Polen, ihre Zustimmung zum Kohleabbau und zu anderen klimapolitischen Maßnahmen gegeben.


Christoph Bahls vom WWF sagt: „Wir stehen an einem Wendepunkt. Bekommen wir jetzt den europäischen "Green Deal" ernsthaft umgesetzt, kriegen wir Partnerschaften mit wichtigen Schwellenländern, wie Indien, China, Südafrika, aber auch mit Russland, zur Umsetzung dieses Abkommens?"


Vom 26.11. bis zum 02.12.2020 fand die durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und das Deutsche Institut für Urbanistik veranstaltete Kommunale Klimakonferenz 2020 nur via Film und als Online-Forum wegen den hohen Corona-Fallzahlen statt. Damit fand sie nicht, wie geplant, als kleine Präsenzveranstaltung mit Livestream, sondern in Form eines Konferenzfilms statt. In dieser kommunalen Klimakonferenz 2020 hat der Meteorologe Sven Plöger über die aktuelle Klimaentwicklung berichtet und die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Rita Schwarzelühr-Sutter informierte über die Klimapolitik in Corona-Zeiten und hat zehn Wettbewerbsgewinner für besondere kommunale Leistungen für die Klimapolitik ausgezeichnet. Einen weiteren Vortrag über die Rolle der Kommunen in der Klimapolitik hielt Prof. Carsten Kühl, Leiter des Deutschen Instituts für Urbanistik. Im Vortrag von Sven Plöger wurden u. a. auch die Gefahren für die Menschheit aufgezeigt, wenn die Erderwärmung um bis zu 4 Grad Celsius weiter ansteigt und dass es dringend erforderlich ist, die notwendigen Maßnahmen zum nicht weiteren Anstieg der Erderwärmung schnellstmöglich einzuleiten. Diese für den Umweltschutz auf kommunaler Ebene wichtige Veranstaltung fand auch schon 2019 sowie in den Vorjahren als direkte Klimakonferenz statt.


Auch der ursprünglich im Zeitraum vom 13. bis 15. September 2020 in der Messestadt Leipzig vorgesehene EU-China-Gipfel, an dem auch die Repräsentanten aller EU-Länder teilnehmen sollten und bei dem die Probleme der Klimakrise ebenfalls mit angesprochen werden sollten, ist wegen dem Corona-Virus zum genannten Termin abgesagt worden. Die Veranstaltung soll zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt werden.


Am 12.12.2019 wurde von den Regierungsparteien auf Beschluss des Bundeskanzleramts, bestätigt vom Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier und der Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, das „Gesetz zur Einführung eines Bundes-Klimaschutzgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften“ beschlossen.




2.2. Darstellung des Bundes-Klimaschutzgesetzes


Im Bundes-Klimaschutzgesetz sind u. a. nachfolgende Bestimmungen enthalten:


Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG)


Inhaltsübersicht


Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften


§ 1 Zweck des Gesetzes


§ 2 Begriffsbestimmungen


Abschnitt 2 Klimaschutzziele


§ 3 Nationale Klimaschutzziele


§ 4 Zulässige Jahresemissionsmengen, Verordnungsermächtigung


§ 5 Emissionsdaten, Verordnungsermächtigung


§ 6 Bußgeldvorschriften


§ 7 Durchführungsvorschriften zur Europäischen Klimaschutzverordnung


§ 8 Sofortprogramm bei Überschreitung der Jahresemissionsmengen


Abschnitt 3 Klimaschutzplanung


§ 9 Klimaschutzprogramme


§ 10 Berichterstattung


Abschnitt 4 Expertenrat für Klimafragen


§ 11 Unabhängiger Expertenrat für Klimafragen, Verordnungsermächtigung


§ 12 Aufgaben des Expertenrates für Klimafragen


Abschnitt 5 Vorbildfunktion der öffentlichen Hand


§ 13 Berücksichtigungsgebot


§ 14 Bund- Länder- Zusammenarbeit


§ 15 Klimaneutrale Zusammenarbeit


Anlage 1: Sektoren zu den §§ 4 und 5


Anlage 2: Zulässige Jahresemissionsmengen (zu § 4)


Im Klimaschutzgesetz ist im Abschnitt 1 – Allgemeine Vorschriften – zum Zweck des Gesetzes im Paragraph 1 und bei den Begriffsbestimmungen im Paragraph 2 Nachfolgendes festgelegt:


„Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften


§ 1 Zweck des Gesetzes


Zweck dieses Gesetzes ist es, zum Schutz der Auswirkungen des weltweiten Klimawandels die Erfüllung der nationalen Klimaziele sowie die Einhaltung der europäischen Zielvorgaben zu gewährleisten. Die ökologischen, sozialen, ökonomischen Folgen werden berücksichtigt. Grundlage bildet die Verpflichtung nach dem Übereinkommen von Paris aufgrund der Klimarahmenintervention der Vereinten Nationen, wonach der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 Grad Celsius und möglichst auf 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen ist, um die Auswirkungen des weltweiten Klimawandels so gering wie möglich zu halten, sowie das Bekenntnis der Bundesrepublik Deutschland auf dem Klimagipfel der Vereinten Nationen am 23.09.2019 in New York, Treibhausgasneutralität bis 2050 als langfristiges Ziel zu verfolgen.


§ 2 Begriffsbestimmungen


Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind:




	Treibhausgase: Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxide (N2O), Schwefelhexafluorid (SF6), Stickstofftrifluorid (NF3) sowie teilfluorierte Kohlenwasserstoffe (HFKW) und perfluorierte Kohlenwasserstoffe (PFKW) gemäß Anhang V, Teil 2 der Europäischen Governance-Verordnung in der jeweils gültigen Fassung.


	Treibhausgasemissionen: die anthropogene Freisetzung von Treibhausgasen in Tonnen Kohlendioxidäquivalent, wobei eine Tonne Kohlendioxidäquivalent eine Tonne Kohlendioxid oder die Menge eines anderen Treibhausgases ist, die in ihrem Potenzial zur Erwärmung der Atmosphäre einer Tonne Kohlendioxid entspricht. Das Potenzial richtet sich nach der Delegierten-Verordnung (EU) Nr. 666/2014 der Kommission vom 12. März 2014 über die grundlegenden Anforderungen an ein Inventarsystem der Union und zur Berücksichtigung von Veränderungen der Treibhausgaspotentiale und der international vereinbarten Inventarrichtlinien gemäß der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABL L 179 vom 19.06.2014, S. 26) oder nach einer aufgrund von Artikel 26, Absatz 6 Buchstabe b der Europäischen Governance-Verordnung erlassenen Nachfolgeregelung.


	Europäische Governance-Verordnung: die Verordnung (EU) 2018/199 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2019 über das Governance-System für die Energieunion und für den Klimaschutz, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 666/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und EU/2015/652 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABL. L 328 vom 21.12.2018, S. 1), die durch den Beschluss (EU) 2019/504, ABL. L 851 vom 27.03.2019, S. 66) geändert worden ist.


	Europäische Klimaschutzverordnung: die Verordnung (EU) 2018/842 des europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Festlegung verbindlicher nationaler Jahresziele für die Reduzierung der Treibhausgasemission im Zeitraum 2021 - 2030 als Beitrag zu Klimaschutzmaßnahmen zwecks Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Übereinkommen von Paris sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 (ABL. L. 156 vom 19.06.2018, S. 26);


	Europäische Klimaberichtsverordnung: die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 749/2014 der Kommission vom 30. Juni 2014 über die Struktur, das Format, die Verfahren die Vorlage und die Überprüfung der von den Mitgliedsstaaten gemäß der Verordnung (EU), Nr.525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates der gemeldeten Informationen (ABl. L. 203 vom 11.07.2014, S. 23);


	Übereinkommen von Paris: das von den Vertragsstaaten der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, unterzeichnet mit dem Gesetz vom 28. September 2016, ratifizierte Übereinkommen von Paris vom 12. Dezember 2015 (BGBl. 2016 II, S. 1082, 1083);


	Klimaschutzplan: die deutsche Langfriststrategie nach dem Übereinkommen von Paris und nach Artikel 15 der Europäischen Governance-Verordnung;


	Landesnutzung, Landesnutzungsänderung und Forstwirtschaft: Der in der Anlage 1 Nummer 7 definierte Sektor Landnutzung, Landesnutzungsänderung und Forstwirtschaft, für diesen Sektor sind § 3 und die § 4, 7 und 8 nicht anzuwenden.


	Netto–Treibhausgasneutralität: Das Gleichgewicht zwischen den anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und dem Abbau solcher Gase durch Senken“





Nachfolgend werden nicht alle Bestimmungen des Klimaschutzgesetzes im Wortlaut genannt, sondern nur wesentliche, jedoch von Allen zu beachtende Kriterien:




	
Bis zum Zieljahr 2030 soll eine Minderungsquote von mindestens 55 Prozent bei der Reduzierung der Treibhausgasemissionen erreicht werden.


	Bei Erfordernis, wie eine Erhöhung der europäischen bzw. internationalen Klimaschutzziele, können diese erhöht werden.


	Es werden jährlich Minderungsziele durch die Vorgabe von Jahresemissionsmengen zur Erreichung der nationalen Klimaschutzziele für folgende Sektoren festgelegt:







1. Energiewirtschaft


2. Industrie


3. Verkehr


4. Gebäude


5. Landwirtschaft


6. Abfallwirtschaft und Sonstiges


7. Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft







	Für die Einhaltung der jeweils zu reduzierenden Emissionsmenge für die einzelnen Sektoren sind die jeweils zuständigen Bundesministerien verantwortlich.


	Die festgelegten Jahresemissionsmengen bis zum Jahr 2030 sind im Klimaschutzgesetz festgelegt.


	Ab 2031 sollen die Jahresemissionsmengen, die reduziert werden sollen, ermittelt und festgeschrieben werden.


	Das Umweltbundesamt erstellt die Daten der Treibhausgasemissionen für die einzelnen Sektoren und muss bis zum 15.03. für das jeweilige Berichtsjahr die betreffenden Ist-Daten an den Expertenrat für Klimafragen benennen.


	Sollten die Emissionsdaten die erforderliche Reduzierung der Emissionsdaten nicht erreichen und eine Überschreitung der zulässigen Jahresemissionsmengen für die einzelnen Sektoren auftreten, so muss das zuständige Bundesministerium innerhalb von drei Monaten nach Vorliegen der Bewertung der Emissionsdaten durch den Expertenrat für den jeweiligen Sektor ein Sofortprogramm festlegen.


	Die Bundesregierung beschließt nach jeder Fortschreibung des Klimaschutzplans ein aktuelles Klimaschutzprogramm.


	
Das Klimaschutzprogramm wird spätestens im Kalenderjahr nach Fortschreibung des Klimaschutzplans beschlossen.


	Die Bundesregierung erstellt jährlich einen aktuellen Klimaschutzbericht, der die Entwicklung der Reduzierung der Treibhausgasemissionen in den verschiedenen jeweils festgelegten Sektoren.


	Die Bundesregierung erstellt ab dem Jahr 2021 alle zwei Jahre einen Klimaschutz-Projektionsbericht nach den dafür geltenden Vorschriften.


	Aus fünf sachverständigen Personen verschiedener Disziplinen wird ein Expertenrat für Klimafragen eingerichtet. Die Bundesregierung bestimmt für die Dauer von fünf Jahren die Mitglieder des Expertenrates. Die auszuwählenden Mitglieder des Expertenrates sollten Erfahrungen aus einem der Bereiche Klimawissenschaften, Wirtschaftswissenschaften, Umweltwissenschaften sowie soziale Fragen haben.


	Zu den Aufgaben des Expertenrates für Klimafragen gehören u. a.:









	Der Expertenrat für Klimafragen prüft die Emissionsdaten und legt der Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag innerhalb von einem Monat nach Übersendung durch das Umweltbundesamt eine Bewertung der veröffentlichten Daten.


	Der Bund prüft bei der Planung, Auswahl und Durchführung von Investitionen und bei der Beschaffung, wie damit jeweils zum Erreichen der Klimaschutzziele beigetragen werden kann.


	Die einzelnen Bundesländer können für sich eigene Klimaschutzgesetze erlassen.


	Der Bund setzt sich zum Ziel, die Bundesverwaltung bis zum Jahr 2030 klimaneutral zu organisieren. Die Klimaneutralität der Bundesverwaltung soll insbesondere durch die Einsparung von Energie, durch die effiziente Bereitstellung, Umwandlung Nutzung und Speicherung von Energien sowie durch die effiziente Nutzung erneuerbarer Energie und die Wahl möglichst klimaschonender Verkehrsmittel erreicht werden.








In der Anlage 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) zu den §§ 4 und 5 ist für die einzelnen Sektoren die Beschreibung der Quellkategorien des gemeinsamen Berichtsformats (Common Reporting Formats – CRF) festgelegt:





	Sektoren

	Beschreibung der Quellkategorien des gemeinsamen Berichtsformats





		Energiewirtschaft



	Verbrennung von Brennstoffen in der Energiewirtschaft Pipeline-Transport (übriger Transport) Flüchtige Emissionen aus Brennstoffen





		Industrie



	Verbrennung von Brennstoffen im verarbeitenden Gewerbe und in der Bauwirtschaft Industrieprozesse und Produktverwendung CO2-Transport und -Lagerung





		Gebäude



	Verbrennung von Brennstoffen in Handel und Behörden, Haushalten sonstige Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Verbrennung von Brennstoffen (insbesondere in militärischen Einrichtungen)





		Verkehr



	Transport (ziviler inländischer Luftverkehr, Straßenverkehr, Schienenverkehr, inländischer Schiffsverkehr) ohne Pipeline-Transport





		Landwirtschaft



	Landwirtschaft Verbrennung von Brennstoffen in Land- und Forstwirtschaft und in der Fischerei





		Abfallwirtschaft und Sonstiges



	Abfall und Abwasser Sonstiges










	
	Landnutzung, Landnutzungsänderung Forstwirtschaft




	Wald und Acker Grünland Feuchtgebiete Siedlungen Holzprodukte Änderung zwischen Landnutzungskategorien







Tabelle 1: Festlegung der Beschreibung der Quellkategorien des gemeinsamen Berichtsformats (Common Reporting Formats – CRF) für die einzelnen Sektoren in der Anlage 1 des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) zu den §§ 4 und 5


In der Anlage 2 (zu § 4) des Bundes–Klimaschutzgesetzes (KSG) wurden die zulässigen Jahresemissionsmengen für die Jahre 2020–2030 für die einzelnen Sektoren festgelegt.


Nachfolgende zulässige Jahresmissionsmengen wurden für die einzelnen Sektoren in Mio. Tonnen CO2–Äquivalent zugrunde gelegt:





	Jahresemissionsmenge in Mio. Tonnen CO2-Äquivalent

	2020

	2021

	2022

	2023

	2024

	2025

	2026

	2027

	2028

	2029

	2030





	Energiewirtschaft

	280

	

	257

	

	

	

	

	

	

	

	175





	Industrie

	186

	182

	177

	172

	168

	163

	158

	154

	149

	145

	140





	Gebäude

	118

	113

	108

	103

	99

	94

	89

	84

	80

	75

	70





	Verkehr

	150

	145

	139

	134

	128

	123

	117

	112

	106

	101

	95





	Landwirtschaft

	70

	68

	67

	66

	65

	64

	63

	61

	60

	59

	58





	Abfallwirtschaft und Sonstiges

	9

	9

	8

	8

	7

	7

	7

	6

	6

	5

	5







Tabelle 2: Darstellung der in der Anlage 2 (zu § 4) des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) festgelegten zulässigen Jahresemissionsmengen für die einzelnen Sektoren in Mio. Tonnen CO2–Äquivalent


Nachfolgend werden die Jahresemissionsmengen für die einzelnen Sektoren zusätzlich auch grafisch dargestellt.




[image: ]


Grafik 1: Jahresemissionsmengen in Mio. Tonnen CO2-Äquivalent von 2020 bis 2030





Es wurden Eckpunkte zur Ausgestaltung eines nationalen Emissionshandels für Wärme und Verkehr als Beschlüsse und Erklärungen im Klimaschutz festgelegt. Am 16.10.2019 wurden unter Beachtung des Klimaschutzgesetzes nachfolgende 15 Eckpunkte zur CO2–Einsparung von der Bundesregierung für die Sektoren Energiewirtschaft, Verkehr, Gebäude und Industrie beschlossen:




	Klimaschutz als Rahmengesetz


	CO2-Bepreisung außerhalb des Emissionshandels


	Klimarisiken für den Finanzmarkt offenlegen


	Die EEG zukunftssicher auslegen


	Den Kohleausstieg gesetzlich verankern


	Sofortprogramm „Grüne Fernwärmenetze“


	Ein Gebäudeenergiegesetz mit ambitionierten Standards für Neubau und Sanierung


	Energetische Gebäudesanierung durch steuerliche Abschreibung und einfache Zuschüsse


	Pkw-Flottenmodernisierung durch ein Bonus-Malus-System stärken


	Lkw-Maut ausweiten und CO2-Schadenskosten integrieren


	Die Mobilitätswende in Städten fördern


	Effizienzinvestitionen in der Industrie fördern


	Eine Quote für grünen Wasserstoff


	Markteinführung CO2–freier Technologien in der Industrie


	Deutschland setzt sich in Brüssel u. a. für folgende sechs Initiativen ein





Nachfolgend erfolgt eine zusammenfassende Kurzerläuterung zu den 15 einzelnen Eckpunkten (vgl.


https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/eckpunkte_national_emissionshandel_waerme_verkehr_bf.pdf):


"1. Klimaschutz als Rahmengesetz:




Es wird ein Klimaschutzrahmengesetz verabschiedet, in dem rechtlich verbindliche Klimaschutzziele für 2030, 2040 und 2050 sowie jährliche Sektorenziele von 2021 bis 2030 festgehalten werden. Die Verantwortung für die Einhaltung obliegt den jeweiligen Ressorts, jeweils innerhalb der ETS– und Nicht–ETS–Sektoren sind Zielverschiebungen möglich. Zu Beginn jeder Legislaturperiode legt die Bundesregierung, falls nötig, dem Bundestag ein Maßnahme-Programm zur weiteren Zielerreichung vor. Dazu wird sie von einem vom Bundestag neu gebildeten Klimasachverständigenrat beraten, der außerdem die Fortschritte bewertet und eigene Vorschläge vorlegen kann.





2. CÖ2–Bepreisung außerhalb des Emissionshandels:




Die Energiesteuer wird um einen CO2–Aufschlag von 50 Euro/CO2 auf Benzin, Diesel, Heizöl, Erdgas ergänzt. Außerdem erhalten Kohle, Öl und Gas, die außerhalb des ETS zur Strom- und Wärmeproduktion eingesetzt werden, einen CO2–Aufschlag in Höhe des ETS–Zertifikatpreises. Die Einnahmen werden komplett rückverteilt durch eine Stromsteuersenkung, eine jährliche Pro-Höhe Euro, Härtefallfonds Kopf–Klimaprämie in von 100 und Klimasofortprogramme. Sollte in den Nicht–ETS–Sektoren das europarechtlich verbindliche jährliche Emissionsbudget nicht eingehalten werden, steigt der CO–Aufschlag um 10 bis 15 Euro und die Pro–Kopf-Klimaprämie entsprechend.





3. Klimarisiken für den Finanzmarkt offen legen:




Entsprechend den Empfehlungen der G 20-Task Force on Climate-related Financial Disclosures wird Klimaberichterstattung für Finanzmarktakteure verpflichtend. Dazu müssen klimarelevante Risiken in der Offenlegungspflichten integriert werden.


Die finanziellen Kennzahlen werden dabei anhand von CO2-Schattenpreisen von 50, 100 und 200 Euro/t CO2 berechnet.





4. Das EEG zukunftssicher aufstellen:




Um das 65-Prozent-Erneuerbare-Energie-Ziel bis 2030 zu erreichen, werden die Aufbauziele erhöht. 5 GW Solar p. a. 4 GW Wind Onshore p. a. und 20 GW Wind Offshore bis 2030. Hierfür werden Grünstrom-Verträge außerhalb des EEG ermöglicht, die EEG–Ausschreibungsmengen erhöht, der 52-GW-Solardeckel gestrichen und die Möglichkeit zur Eigenerzeugung erleichtert. Für Wind-Onshore wird zur Steigerung der Akzeptanz eine kommunale Windenergieabgabe eingeführt. Bund und Länder einigen sich zudem auf eine gemeinsame Flächenkulisse für neue Erneuerbare Energien.





5. Der Kohleausstieg gesetzlich verankern:




Der Kompromissvorschlag der Kohlekommission wird eins zu eins umgesetzt. Ein Kohleausstiegsgesetz hält dabei die Eckpfeiler des Ausstiegs fest. So verhandelt die Bundesregierung mit den Betreibern den konkreten Ausstiegspfad inklusive Kompensationen. Sollten diese Verhandlungen scheitern, setzt ein ordnungsrechtlicher altersbasierter Stilllegungspfad für Braunkohlekraftwerke ein. Außerdem beinhaltet das Gesetz ein Verbot neuer Kohlekraftwerke, das Enddatum 2038 und ein Monitoring.





6. Sofortprogramm grüne Fernwärmenetze:




Das KWK-Gesetz wird so novelliert, dass der Kohle–Gas–Switch in der KWK wirtschaftlich abgesichert wird und ein bestehendes Fernwärmenetz hin zu Niedertemperaturnetzen umgebaut werden. Zudem werden im Marktanreizprogramm der Einbezug CO2–freier Wärmequellen in die Fernwärme und die Modernisierung der Abnahmestellen von Fernwärmekunden gefordert. In einem "Fahrplan grüne Fernwärme" legt die Bundesregierung bis 2020 ein Konzept vor, wie das KWK–Gesetz in der kommenden Legislaturperiode in ein Gesetz zur grünen Fernwärme überführt wird.





7. Ein Gebäudereinigungsgesetz mit ambitionierten Standards für Neubau und Sanierung:




Standards für Neubauten werden dem Stand der Technik angepasst. Für neue Wohngebäude gilt ab 2020 "Effizienzhaus 55" und ab 2025 "Effizienzhaus 40", für Nichtwohngebäude ab 2020 "Effizienzhaus 65" und ab 2025 "Effizienzhaus 55".


Bei Sanierung von Bestandsgebäuden gelten die Anforderungen an das heutige Neubauniveau. Steuerliche und sonstige Förderungen können auch bei verpflichtenden Sondierungen vollständig in Anspruch genommen werden.





8. Energetische Gebäudesanierung durch steuerliche Abschreibung und einfache Zuschüsse:




Ab dem 1. Januar 2020 werden energetische Sanierungen für Unternehmen und Eigenheimbesitzer steuerliche Ansätze an die Förderung erfolgt über einen Abzug von der Steuerschuld. Hohe Sanierungsniveaus und besonders nachhaltige Einzelmaßnahmen werden durch einen überproportionalen Anstieg der Förderquote und eine Premium–Förderung besonders attraktiv. Im sozialen Wohnungsbau wird eine um 50 Prozent höhere Förderquote für energetische Sanierungen eingeführt, die nicht auf die Miete umgelegt werden kann. Auch das gesetzlich geforderte Sanierungsniveau wird förderfähig.





9. Pkw–Flottenmodernisierung durch ein Bonus–Malus–System stärken:




Im Zuge einer Reform der Kfz-Besteuerung wird ein bei der Erstzulassung anzusetzendes aufkommende neutrales Bonus-Malus-System eingeführt. Pkw unter dem anfänglichen CO2–Schwellenwert von 95 g CO2/km erhalten einen Zuschuss, emissionsintensive Pkw einen Malus. Der Bonus bzw. Malus je Gramm CO2 das ein Auto vom Schwellenwert abweicht, beträgt 50,- €. Reine E–Autos werden so mit ca. 5.000 € gefördert. Begleitend wird ein Sofortprogramm für eine flächendeckende und nutzerfreundliche Ladeinfrastruktur umgesetzt.





10. Lkw–Maut ausweiten und CO2-Schadenskosten integrieren:




Die bestehende Lkw–Maut wird zügig auf alle Straßen und alle Nutzfahrzeuge ab 3,5 Tonnen ausweitet. CO2–freie Fahrzeuge werden bis mindestens 2025 bei der Maut entlastet. Zudem setzt sich die Bundesregierung bei der 2020 anstehenden Novelle der EU–Eurovignetten–Richtlinien dafür ein, dass bei den Lkw–Mautsätzen zukünftig die CO2– Schadenskosten, die Staukosten sowie die externen Kosten der Luftschadstoffe und des Lärms vollständig einbezogen werden. Unmittelbar nach Richtlinienverabschiedung wird dies in Deutschland umgesetzt.





11. Die Mobilitätswende in Städten fördern:




Zur Finanzierung eines verbesserten Angebots bei ÖPNV, Rad- und Fußverkehr werden u. a. die Mittel aus dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz auf 2 Mrd. Euro p. a. angehoben. Der Rechtsrahmen für klimaverträgliche, städtische Mobilität und der Handlungsrahmen der Kommunen bei der Parkraumbewirtschaftung werden angepasst, u. a. durch eine Novelle der Straßenverkehrsordnung, Streichung des Gebührendeckels für Bewohnerparkausweise und deutliches Anheben der Bußgelder für Parkverstöße. Die dadurch generierten Einnahmen und freiwerdenden Flächen werden für die Stärkung klimaverträglicher Verkehrsträger, beispielsweise den Radverkehr, genutzt.





12. Effizienzinvestitionen in der Industrie fördern:




Die steuerlichen Abschreibungsfristen für Klimaschutz–Investitionen in den Bereichen Energieeffizienz, Lastmanagement und Fuel–Switch von fossilen Brennstoffen hin zu Strom oder Abwärme werden um 5 Jahre verkürzt. Darüber hinaus werden zum 1. Januar 2021 die geltenden Ausnahmetatbestände von EEG, KWKG und Netzentgelten so geändert, dass die existenzbedrohenden Effizienz- und Flexibilitätshemmnisse (z. B. 7000– Stunden–Regel) abgebaut werden.





13. Eine Quote für grünen Wasserstoff:




Erdgashändler werden verpflichtet, ab 2021 0,5 Prozent CO2–neutralen Wasserstoff in den Verkehr zu bringen. Die Quote steigt bis 2030 auf 10 Prozent an, wobei jeweils die Hälfte grüner Wasserstoff sein muss und die andere Hälfte blauer Wasserstoff sein kann. Zur Erfüllung dieser Quote können auch der Import aus Drittländern nach Deutschland und die Belieferung in reinen Wasserstoff–Netzen angerechnet werden. Für die Industrie gelten Ausnahmen. Es werden Nachhaltigkeitsregeln und Nachweispflichten etabliert, um die tatsächlichen CO2–Minderungen sicherzustellen. Markteinführung CO2–freier Technologien in der Industrie:


Das BMU–Förderprogramm „Dekarbonisierung der energieintensiven Industrie“ wird 2019 auf 500 Mio. Euro aufgestockt. Ab 2021 wird ein verbindlicher Investitionsrahmen für die Markteinführung neuer CO2–armer Technologien geschaffen. Es gibt Unternehmen einen Rechtsanspruch, dass die Kostendifferenz zwischen ihren CO2–armer Vermeidungskosten und dem CO2–Preis im EU–ETS gedeckt wird. Dafür legt die Bundesregierung bis Anfang 2020 einen Gesetzentwurf für die Stahl-, Zement- und Chemiebranche vor, weitere Branchen folgen bis Anfang 2022.





14. Markteinführung CÖ2–freier Technologien in der Industrie:




Das BMU–Förderprogramm „Dekarbonisierung der energieintensiven Industrie“ wird 2019 auf 500 Mio. Euro aufgestockt. Ab 2021 wird ein verbindlicher Investitionsrahmen für die Markteinführung neuer CO2–armer Technologien geschaffen. Es gibt Unternehmen einen Rechtsanspruch, dass die Kostendifferenz zwischen ihren CO2–armer Vermeidungskosten und dem CO2–Preis im EU–ETS gedeckt wird. Dafür legt die Bundesregierung bis Anfang 2020 einen Gesetzentwurf für die Stahl-, Zement- und Chemiebranche vor, weitere Branchen folgen bis Anfang 2022.





15. Deutschland setzt sich in Brüssel u. a. für folgende sechs Initiativen ein:






	EU-Beihilfe-Rahmen:







Die ab 2021 neu anstehenden EU-Beihilfeleitlinien müssen so neu formuliert werden, dass sie vollständig konsistent mit den EU–Klima– und - Energiezielen sind. Klima und Klimatechnologien müssen so förderbar sein, dass ihre CO2–Differenzkosten gedeckt sind.







	
CO2–Schattenpreis:








Alle europäischen Institutionen und Akteure an europäischen Finanzmärkten beziehen in ihre Berichte bzw. Risikoberichterstattung einen CO2–Schattenpreis von 100 € pro Tonne ein.







	Lkw-Maut:







In der Eurovignetten–Richtlinie wird eine Internationalisierung der CO2– Schadenskosten eingeführt, zudem werden die anderen externen Kosten ebenfalls vollständig internationalisiert.







	EU–Wasserstoffquote:







Aufnahme einer Wasserstoffquote in die 2020 anstehende Novelle der EU– Gasrichtlinie. In ganz Europa sollen 2030 zehn Prozent des Gasabsatzes aus Wasserstoff stammen.







	EU–Budget:







Das EU–Budget 2021–2027 priorisiert die Umsetzung der EU–2030– Klima– und Energieziele u. a. durch Finanzierung von Flaggschiffinitiativen und Fokussierung der Regionalisierungsmittel.







	
Klimaziel und Emissionshandel 2030:





Auf der Glasgower Klimakonferenz Ende 2020 erhöht die EU ihr 2030-Klimaziel auf 50 Prozent, wobei ein Teil aus Nicht–EU–Staaten kommen kann. Anschließend Novelle der EU–Emissionshandelsrichtlinie mit Anpassung des Cap.“





Die festgelegten Klimaziele sind zwar anspruchsvoller und konkreter als bisherige Klimaschutzziele, erfüllen jedoch in keiner Weise auch unter Beachtung der nur noch zur Verfügung stehenden Zeit die dringend notwendigen Erfordernisse für Deutschland und auch nach meiner Einschätzung für die Menschheit insgesamt.


Auf Grund der inzwischen eingetretenen weltweiten Corona-Pandemie konnte der ursprünglich für Ende 2020 vorgesehene Klima-Gipfel in Glasgow nicht stattfinden und muss zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt werden.


Im Gliederungspunkt 3 nehme ich zu einigen aus meiner Sicht nicht ausreichend gelösten Problemen auch in Bezug auf die zeitliche Abfolge des von der Bundesregierung im Oktober 2019 beschlossenen Klimaschutzgesetzes Stellung. Es muss jedoch positiv erwähnt werden, dass es trotz früherer Widerstände den dazu beauftragten Verantwortlichen sowie den dafür zuständigen Regierungsmitgliedern erstmals gelungen ist, ein Klimaschutzgesetz für Deutschland zu erarbeiten. Dabei ist wichtig, dass der Klimaschutzbericht bereits 2021 und nicht erst 2023 erstellt wird.


Bei der Erarbeitung des Klimaschutzberichts sollten wichtige Klimaschutzerfordernisse unbedingt beachtet werden. Damit muss auch die Fortschreibung des Klimaschutzgesetzes zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen. Die im Klimaschutzgesetz enthaltenen Einsparmengen in der Treibstoffgasemission reichen nicht aus. Wie bereits erwähnt, muss die Reduzierung der Treibstoffgasemission viel früher und in einer viel höheren Menge erreicht werden. Aus meiner Sicht ist es viel zu spät, wenn lt. dem 2019 verabschiedeten Klimaschutzgesetz erst 2031 neue Reduzierungen der Treibstoffgas-Emissionen festgelegt werden.




3. Vorstellungen der Änderung unserer Verhaltensweise


3.1. Bemerkungen zur Situation in der Klima- und Corona-Krise, zu Belangen der früheren Globalisierung und Erläuterung von Kostenvorteilen


Leider ist es eine Tatsache, dass die Mehrheit der Menschen, zumindest in den Industriestaaten der westlichen Welt, sich viel zu wenig um die Klimakrise kümmert. Man denkt, immer so weiter im Konsum und in einem hohen Komfort leben zu können. Es wird oft gehandelt, ohne im persönlichen Verhalten der Menschen die ausreichende Rücksicht auf die Klimakrise und die steigende Erderwärmung zu nehmen. Man denkt, man braucht sich nicht zu ändern. Eine notwendige Verhaltensänderung in der Lebensweise gilt nach Meinung mancher Menschen nicht für sie. Die Rücksichtnahme wegen des Fakts, dass die gesamte Menschheit an den Folgen des unbegrenzten Konsums und der dadurch mit entstehenden Erderwärmung zu leiden hat, fehlt leider bei manchen Menschen völlig. Die noch lebenden Menschen und besonders unsere eigenen Kinder und spätere Generationen müssen ebenfalls unter diesem eigensüchtigen Verhalten leiden. Die eigenen Interessen werden bei den Betreffenden vor den Interessen der Gemeinschaft gestellt. Eigentlich haben wir im Durchschnitt der Menschen in den Industriestaaten der westlichen Welt einen mehr als ausreichenden Lebensstandard und brauchen nicht immer mehr und damit einen immer größeren Konsum. Die Anzahl unserer Reisen, insbesondere durch das Fliegen, wird ständig erhöht. Viele andere typische Komforthandlungen in unserem Verhalten sollten wir im Interesse des nicht weiteren Anstiegs der Erderwärmung reduzieren. Bei unserem durchschnittlichen Lebensstandard in den westlichen Industrienationen brauchen wir das quantitative Wachstum nicht weiter zu erhöhen. Im weiteren Wachstum und in der damit verbundenen Erhöhung des BIP (Bruttoinlandsprodukts) sind auch die zunehmenden Leistungen in den Treibhausgasen mit enthalten, wie auch Maja Göpel in ihrem aktuellen Buch „Unsere Welt neu denken. Eine Einladung" erwähnt. Sie führt in ihrem Buch auch an, was allgemein bekannt ist, dass bei vielen Produkten, die wir üblicherweise benötigen, schon eine Sättigung bei vielen Menschen in der Bevölkerung erreicht wird. Es ist auch nach ihrer Auffassung nicht notwendig, neue Produkte der gleichen Art zu produzieren. Wir brauchen nicht auf diese Weise das Bruttoinlandsprodukt durch steigendes Wachstum immer weiter zu erhöhen. Wir sollten zufriedener sein und den Konsum nicht immer weiter ansteigen lassen. Eigentlich sollten wir uns gegenteilig verhalten und auch vor Verboten und dringend erforderlichen einschneidenden Maßnahmen, die für den nicht weiteren Anstieg der Erderwärmung erforderlich sind, nicht zurückschrecken.
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